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Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Das Jahr 2013 mit den Neuwahlen im Sep-
tember haben wir nun überstanden. Ent-
scheidende positive Veränderungen für die 
Justiz hat es auch im letzten Jahr der Le-
gislaturperiode nicht gegeben. Es ist nicht 
einmal zu einem Aufgreifen der in unseren 
Wahlprüfsteinen aufgestellten Wünsche und 
Forderungen gekommen, insbesondere zu 
einem vordringlichen Stopp des schon bis 
2014 im Haushaltsplan vorgesehenen Perso-
nalabbaus.

Justizminister Hahn hat nach seinen Gruß-
worten anlässlich unserer diesjährigen Jah-
resmitgliederversammlung am 1.  11. 2013 
gegenüber den Medien erneut bekundet, 
wegen der bis 2014 im Haushalt festge-
schriebenen Personalreduzierung „kein 
schlechtes Gewissen“ zu haben angesichts 
der derzeit fast vollständig besetzten Rich-
ter- und Staatsanwaltsstellen. 

Auch die Antworten der als stärkste Frakti-
on aus der Wahl hervorgegangenen CDU auf 
unsere Fragen in den an alle Fraktionen des 
Hessischen Landtages versandten Wahl-
prüfsteinen sind aus Sicht des Hessischen 
Richterbundes weit entfernt von den aus 
unserer Sicht mindestens erforderlichen 
Reformen, um die hessische Justiz nicht 
in eine Handlungsunfähigkeit durch fort-
gesetzten Personalabbau und parallel lau-

fende arbeitsintensive Projekte im Bereich 
der elektronischen Akte und des elektro-
nischen Rechtsverkehrs treiben zu lassen. 
Die eindringlichen Hinweise auf die in der 
Praxis bereits deutlich sichtbaren negativen 
Auswirkungen der bisherigen Justizpolitik 
durch die bisher noch motivierten, auch zu 
überobligatorischem Engagement bereiten 
hessischen Richter/innen - und Staatsan-
wälte/innen sind von der bisherigen Regie-
rungskoalition nicht ernst genommen und 
in die Kategorie eines Jammerns auf hohem 
Niveau eingeordnet worden.

Falls man seitens der Politik in den Koali-
tionsvereinbarungen, die derzeit zwischen 
der CDU und dem Bündnis 90/Die Grünen 
geführt werden, nicht einen Teil der in unse-
ren Wahlprüfsteinen enthaltenen Wünsche/
Forderungen ernsthaft aufgreifen wird, ver-
größert sich mehr und mehr die bereits be-
stehende Kluft zwischen der Justizpraxis mit 
ihren in Zukunft vorhersehbar ständig grö-
ßer werdenden Problemen und deren nur 
geringer Wahrnehmung durch die Politik. 

Dies wurde in den Diskussionen auf un-
serer Jahresmitgliederversammlung am 
1. 11. 2013, die von unserem Dachverband 
als sehr gelungen bezeichnet wurde, ein-
drucksvoll belegt. Wir werden den Inhalt 
des Koalitionsvertrages zwischen CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen zur Justiz sehr sorg-
fältig studieren. Wir hoffen, dass sich die 
Bündnis 90/Die Grünen gegenüber der CDU 
durchsetzen können werden, mit den in 
ihren Antworten zu unseren Wahlprüfstei-
nen enthaltenen positiven Einstellungen zu 
einer angemessenen Personalausstattung 
aufgrund des mit Verfassungsrang ausge-
statteten Justizgewährleistungsanspruches, 
zu den geforderten Mitbestimmungsrech-
ten, zur Diskussion und Prüfung von For-
men der Selbstverwaltung sowie zu einer 
Personalaufstockung aufgrund der neu in 
Kraft getretenen Urlaubsreglungen entspre-
chend einer Analyse der Entwicklung der 
Fallzahlen.
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Die Justiz genießt leider in der Politik kei-
ne Attraktivität. Junge, ehrgeizige Politiker, 
die Karriere machen wollen, sehen im Be-
reich Justiz keine großen, zur Profilierung 
geeigneten, medienwirksamen politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten. Die Politik ver-
kennt, dass eine gut funktionierende Jus-
tiz mit bewährten, in der Öffentlichkeit gut 
wahrnehmbaren bürgernahen Strukturen 
und einer qualitativ auf hohem Niveau ar-
beitenden Justiz mit zügigen Verfahrenser-
ledigungen ein Gütesiegel von Rechtsstaat-
lichkeit ist. Es gehört zu den Kernaufgaben 
der Politik, den Verfassungsrang genießen-
den Justizgewährungsanspruch im Interes-
se der rechtssuchenden Bürger durch eine 
angemessene, den Erfordernissen der Pra-
xis genügende personelle und materielle 
Ausstattung der Justiz sicherzustellen.

Die Politik verletzt ihre Pflichten gegenüber 
den Bürgern, wenn die zu den Errungen-
schaften eines Rechtsstaates gehörenden 
Rechte der Bürger nur noch unter reinen 
Kostengesichtspunkten, wie in den letzten 
Jahren geschehen, behandelt werden. Der 
ehemalige Vizepräsident des Bundesver-
fassungsgerichtes, Winfried Hassemer, hat 
schon 1999 in einer Rede vor dem Richter-
bund betont, dass der „konzentrierte Blick 
auf das Ökonomische an der Gerichtsbar-
keit eine Verengung des Horizontes“ ist, 
„die uns auf Dauer teuer zu stehen kom-
men wird“.

Die Justiz ist kein Wirtschaftsunternehmen 
und darf nicht wie ein solches geführt und 
der Rechtsschutz für den Bürger nicht vom 
Kostendeckungsgrad der einzelnen Gerichts-
zweige abhängig gemacht werden. Die Jus-
tiz darf zur Konsolidierung des Haushaltes 
mit den nicht durch Ausgaben für die Jus-
tiz verursachten Schulden in den nächsten 
Jahren nicht mehr herangezogen werden. 
Sie hat in den letzten Jahren große Einspa-
rungen hinnehmen müssen durch Perso-
nalabbau und Gerichtsschließungen trotz 
ihres weniger als 3 % des Landeshaushaltes 

betragenden Etats. Auch die Versorgungs-
rücklagen des Landes Hessen, die teilwei-
se durch nicht unbeträchtliche Beiträge der 
Richter - und Staatsanwaltschaft aufgebaut 
worden sind, dürfen zum Schuldenabbau 
nicht angetastet werden. Das wäre ein ab-
soluter Vertrauensbruch. Für eine erfolgrei-
che, flächendeckende, stabile Umsetzung 
der bereits in die Wege geleiteten Abkehr 
von der Papierakte zur elektronischen Akte 
mit einschneidenden Veränderungen in 
den gerichtlichen Verfahrensabläufen und 
Bearbeitungstechniken muss die künftige 
Justizpolitik vordringlich die gesamte Perso-
nalreduzierung stoppen und bis zum positi-
ven Abschluss dieses ehrgeizigen Projektes 
einschließlich des digitalen Rechtsverkehrs 
vielmehr eine angemessene Personalauf-
stockung vornehmen.

Die bisher vorgesehene Personalreduzie-
rung parallel zu der bereits begonnenen 
Einbindung in die genannten Projekte und 
der Bearbeitung von absehbar größeren Ar-
beitspensen bei Wegfall von Richterstellen 
würde nicht nur eine Gefährdung einer sta-
bilen Implementierung der neuen Arbeits-
abläufe nach sich ziehen, sondern auch 
ganz erhebliche zeitliche Verzögerungen 
für die Beendigung der Projekte. Bisherige 
hessische IT-Projekte haben teilweise mit 
erheblichen Problemen bei der Umsetzung 
zu kämpfen gehabt. Bei der Umstellung auf 
elektronische Akten muss jedenfalls ver-
mieden werden, dass es dabei zu negati-
ven Auswirkungen auf die Verfahrensdauer 
die Qualität richterlicher oder staatsanwalt-
schaftlicher Arbeit kommt.

Eine Fortsetzung der bisherigen hessischen 
Justizpolitik wird das Spannungsfeld von 
Rechtsschutzgarantie, starkem Erledigungs-
druck und zusätzlicher Einbindung in ar-
beits- und zeitintensive Projekte sehr ne-
gativ belasten, vor allem aber die für die 
großen Veränderungen der Verfahrensab-
läufe unverzichtbare Motivation der Mitar-
beiter.



5

Die dynamische Modernisierung der Jus-
tizabläufe ist zweifellos sehr wichtig zur 
effektiven Unterstützung richterlicher und 
staatsanwaltschaftlicher Tätigkeit. Aber 
auch modernste Technik kann eine Arbeits-
kraft nicht vollwertig ersetzen. Ein schnell 
fortschreitender Ausbau der E-Justice er-
fordert immer ausreichend breite Daten-
straßen und regelmäßige Updates der 
Software, d.  h. immer wieder kostspielige 
Investitionen, teilweise sehr viel höher als 
durch Personalabbau ersparte Personalkos-
ten. Wann und ob überhaupt eine Amorti-
sation dieser Investitionen eintreten wird, 
ist derzeit nicht absehbar. Vor allem fehlt 
der ministeriellen Vision, wonach ein mas-
siver Personalabbau mit der Fortentwick-
lung der Technisierung und der Einführung 
des digitalen Rechtsverkehrs aufgefangen 
werden kann, der belastbare Beweis unter 
Praxisbedingungen. Es ist mehr als fraglich, 
ob modernste Technik die Rechtsprechung 
trotz erheblichen Personalabbaus nicht nur 
kostengünstiger, sondern letztlich sogar ef-
fektiver und effizienter gestalten kann.

Die bisher durchgeführten Modellprojekte 
mit der elektronischen Akte in der Praxis 
in Nordrhein-Westfalen, die auf der Bun-
desvorstandssitzung am 14. November in 
Berlin demonstriert wurden, bestätigen 
diese Hypothese bisher nicht. Der Einsatz 
der elektronischen Akte führt auch nach 
ausreichender Einarbeitung zu keiner Zeit-
ersparnis im Rahmen der Erledigungen der 
anhängigen Verfahren. Dabei sind gerade 
in dem laufenden Projekt beim Amtsgericht 
Münster in enger Zusammenarbeit mit dem 
nachgeordneten Dienst anwenderfreundli-
che, praxisgerechte und der richterlichen 
Arbeit angepasste Strukturen, wie Lesbar-
keit, Bearbeitbarkeit, Handhabbarkeit und 
Verträglichkeit, eingearbeitet worden.

Es wurde betont, dass erfahrungsgemäß 
gerade im Rahmen der Einführungsphase 
größere Probleme auftreten können, die es 
erforderlichen machen sollten, zur Aufrecht-

erhaltung der gerichtlichen Arbeitsläufe auf 
jeden Fall parallel realistische Verfahren zur 
Behebung von Systemabstürzen zu entwi-
ckeln. Weiterhin müsste sichergestellt sein, 
dass für die riesigen zu übermittelnden Da-
tenmengen stets ausreichende Datenstra-
ßen und Datenübertragungsgeschwindig-
keiten zur Verfügung stehen.Die Einführung 
der elektronischen Akte und die Aufnahme 
des elektronischen Rechtsverkehrs führen 
vor allem zu einer totalen Abhängigkeit von 
der Verfügbarkeit des Netzes und der Fach-
anwendungen. Am 14.11.2013 war diese Ab-
hängigkeit ein Schwerpunktthema auf der 
Sitzung der Vorsitzenden der Landesver-
bände. Das auf dem rechtskräftigen Urteil 
des Dienstgerichtshofes beim OLG Frankfurt 
vom 20.  10. 2010 aufbauende Positionspa-
pier des Bayerischen Richtervereins e.  V. 
zum elektronischen Rechtsverkehr und zur 
elektronischen Akte wurde von allen Län-
dervertretungen begrüßt.

Da die elektronischen Akten und die im 
Rahmen des digitalen Rechtsverkehrs über-
mittelten Dokumente nicht mehr der Ver-
wahrung und Kontrolle durch Richter und 
Staatsanwälte unterliegen, sondern auf Ser-
vern in den von der Exekutive betriebenen 
Rechenzentren gespeichert sind, bestand 
Einigkeit, dass eine Regelung durch Verwal-
tungsvorschriften, wie im Urteil des DGH 
vom 20.10.2010 festgehalten, den Schutz 
der richterlichen Unabhängigkeit und den 
Schutz der staatsanwaltlichen Tätigkeit im 
EDV-Betrieb nicht ausreichend gewährleis-
ten würde. Dies könnte nur durch eine ge-
setzliche Regelung der im Urteil des DGH 
aufgestellten Mindestvorgaben erfolgen. 
Es bestand auch Einigkeit, dass die in dem 
Urteil vom 20.10.2010 festgelegten Mindest-
vorgaben intensiver ausgestaltet werden 
müssten, auch wenn die Fülle der übermit-
telten Daten - realistisch betrachtet - die 
bestehende Möglichkeit eines Einblicks 
in die verwalteten Daten kaum zulassen 
würde.Trotz des auch für die Staatsanwalt-
schaften mit der Einführung der elektroni-
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schen Akte und der Aufnahme des digita-
len Rechtsverkehrs unbedingt notwendigen 
Datenschutzes hat die Justizministerkonfe-
renz Mitte November die vom Justizminis-
ter von Sachsen vorgeschlagene Abschaf-
fung des externen Weisungsrechtes nicht 
aufgegriffen. Dieses Nein zu der Initiative 
des Sächsischen Justizministers ist kein 
unserem modernen liberalen Rechtsstaat 
entsprechendes Signal für die dem Legali-
tätsprinzip und der Objektivität verpflich-
tete staatsanwaltschaftliche Tätigkeit. Die 
Aufrechterhaltung der Weisungsabhängig-
keit entspricht nicht mehr dem Zeitgeist, 
denn in vielen Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft ist bereits die Unabhängig-
keit der Staatsanwaltschaft garantiert. Das 
Präsidium teilte auf der Bundesvorstands-
sitzung im November auf Nachfrage mit, 
dass ein Termin für die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Frage der 
Amtsangemessenheit der Besoldung der 
Richter-und Staatsanwaltschaft derzeit völ-
lig ungewiss sei. Der im Präsidium in Berlin 
für das Thema „Besoldung“ zuständige Herr 
Sporee führte aus, dass die Definition von 
„Amtsangemessenheit“ zu klären  wäre. Un-
ser Dachverband wird künftig mehrmals im 

Jahr für interessierte Richterbund-Mitglieder 
Medienseminare abhalten. In den nächsten 
Wochen wird die gedruckte Image-Broschü-
re an die Bezirksgruppen in der der jeweili-
gen Mitgliederzahl entsprechenden Anzahl 
zur Verteilung an die Mitglieder von Berlin 
aus versandt. Vorab möchte ich besonders 
auf zwei Veranstaltungen hinweisen: 

Auf den vom 2. bis 4. April wiederum in Wei-
mar stattfindenden Richter- und Staatsan-
waltstag; Thema: „Grenzen des Rechts – Recht 
ohne Grenzen“. Am 8. und 9. Mai wird wieder 
vom Landesverband Hessen eine Tagung in Ar-
noldshain ausgerichtet zum Thema Ämterpat-
ronage in der Justiz - Wer steuert Auswahl und 
Aufstieg von Richtern und Staatsanwälten? 

Näheres zu beiden Veranstaltungen finden 
Sie in unserer Rubrik „Ankündigungen“
Abschließend darf ich Ihnen ein weiterhin 
gutes Neues Jahr sowohl im beruflichen als 
auch im privaten Bereich wünschen.

Herzlichst, 

Ihre Vorsitzende

Ursula Goedel    

Unsere Homepage ist jetzt endlich – nach langer Wartezeit – wieder aktualisiert!

Sie finden uns im Internet unter www.richterbund-hessen.de

Unsere Homepage ist jetzt endlich – nach langer Wartezeit – wieder aktualisiert!

Sie finden uns im Internet unter www.richterbund-hessen.de
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Neue Ideen – oder weiter so? 

Justizpolitische Perspektiven in der neuen Legislaturperiode

Eröffnungsrede der Vorsitzenden Frau Dr. 
Goedel

Sehr geehrter Herr Minister Hahn, verehrte 
Abgeordneten, sehr geehrter Herr Oberlan-
desgerichtspräsident Dr. Poseck, lieber Herr 
Generalstaatsanwalt Blumensatt, liebe Gäs-
te, liebe Kollegen und Kolleginnen.

Ich freue mich, dass Sie sich auch dieses 
Jahr wieder die Zeit genommen haben, der 
Einladung des Hessischen Richterbundes zu 
folgen mit einem aus unserer Sicht hoch bri-
santen Thema.

„Neue Ideen – oder weiter so? Justizpoliti-
sche Perspektiven in der neuen Legislatur-
periode“.

Über dieses Thema werden unter Berück-
sichtigung der von unserem Landesverband 
in den Wahlprüfsteinen aufgestellten Fra-
gen und der Forderungen des Deutschen 
Richterbundes in dem 10-Punkte-Papier zur 
Stärkung des Rechtsstaates diskutieren Frau 
Prof. Sacksofsky und Herr Prof. Jahn von der 
Goethe-Universität, Herr Prof. von Classen 
von der Ernst-Moritz-Arndt Universität in 
Greifswald, Herr Oberlandesgerichtspräsident 
Dr. Poseck und der Vorsitzende unseres Dach-
verbandes, Herr Frank. Die Moderation erfolgt 
durch Frau Dr. Knapp, Korrespondentin am 
Bundesverfassungsgericht und Mitglied der 
Justizpressekonferenz Karlsruhe e. V.

Ich darf die Teilnehmer an der Diskussions-
runde an dieser Stelle ganz herzlich begrü-
ßen und mich im Namen des Hessischen 
Richterbundes nochmals bedanken für ihre 
Bereitschaft, mit uns heute über neue Wege 
in der Justizpolitik zu diskutieren.

Sehr herzlich begrüßen darf ich an dieser 
Stelle auch den Vorsitzenden des  Bayerischen 
Richtervereins, Herrn Gross. Als Richterbund 
haben wir uns dem Ziel verschrieben, „für 
die Sicherung und den Ausbau des freiheitli-
chen und sozialen Rechtsstaates wie für die 
unmittelbaren beruflichen und sozialen Pro-
bleme der Richter und Staatsanwälte“ einzu-
treten. Wir müssen daher - auch im Interesse 
des rechtssuchenden Bürgers - nachdrück-
lich darauf hinweisen, dass Ruf und Qualität 
des Rechtsstandortes Hessen stark gefährdet 
sind, wenn es zu keiner nachhaltigen Ände-
rung der bisherigen hessischen Rechtspolitik 
kommt.

Die Politik der Regierungskoalition von CDU 
und FDP hat der Justiz in der letzten Legisla-
turperiode nach der bereits durch die Opera-
tion „Sichere Zukunft“ erfolgten erheblichen 
Reduzierung des Justizhaushaltes und des 
Personalkörpers nochmals massive Sparmaß-
nahmen abverlangt durch

a)  sehr zeit- und arbeitsintensive sowie auch 
nicht unerhebliche Kosten verursachen-
de Gerichtszusammenlegungen von fünf 
Amts- und fünf Arbeitsgerichten und 

b) empfindliche, bis 2014 im Doppelhaus-
halt 2013/2014 schon rechtskräftig fest-
geschriebene Einsparungen im Perso-
nalkörper, vor allem in dem für einen 
reibungslosen effektiven Ablauf der Ge-
schäftsabläufe wichtigen nachgeordneten 
Dienst.

Parallel dazu wurden in der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit sehr umfangreiche, arbeitsin-
tensive Pilotprojekte begonnen - Stichwort: 
elektronischer Rechtsverkehr, elektronische 
Akte. Sämtliche Kapazitäten im Personalbe-
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reich sind schon lange aufgebraucht und bei 
Urlaubs- und Krankheitsvertretungen werden 
die Engpässe schon deutlich sichtbar, auch 
wenn das Ministerium diese Tatsachen nicht 
wahrhaben will und oft als bloßes Gejammer 
wertet.

Die Politik kann nicht darauf vertrauen, dass 
ihre ständige Einforderung überobligatori-
scher Arbeitspensen auf Dauer durch das 
Berufsethos von Richtern und Staatsanwäl-
ten aufgefangen werden wird. Nach dem Be-
schluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 
23. 5. 2012 zwingt die Arbeitsüberlastung ei-
nes Richters diesen nicht dazu, ein überobli-
gatorisches Arbeitspensum zu erfüllen. Seine 
Arbeitsleistung orientiert sich vielmehr an 
dem Arbeitspensum eines durchschnittlichen 
Richters in vergleichbarer Position in der für 
Beamte geltenden regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit.

Falls über 2014 hinausgehende weitere – wie 
von der bisherigen Leitung des Ministeriums 
vorgesehen - massive Einsparungen im Perso-
nalkörper vorgenommen werden sollten, sind 
selbst bei gleichbleibenden Eingangszahlen 
ganz erhebliche, offen zutage tretende Be-
einträchtigungen bei der Erfüllung des Ver-
fassungsrang genießenden Justizgewährungs-
anspruches sowie bei der Erledigungsdauer 
vorprogrammiert.

Als selbstbewusste Richter und Staatsanwälte 
sehen wir daher die nachfolgenden Forderun-
gen für eine den Rechtsstaat wieder stärkende 
Justizpolitik in Hessen als unbedingt erforder-
lich an:

•	 Wiederherstellung des der Justiz gebüh-
renden Status in unserem demokratischen 
und sozialen Rechtsstaat, 

	  
•	 Stopp der den Richtern und Staatsanwälten 

immer wieder auferlegten Sonderopfer bei 
der Besoldung zugunsten der Sanierung 
des Haushaltes; Rückkehr zu einer amtsan-
gemessenen Besoldung und Versorgung,

•	 Standortsicherheit für alle Zweige der hes-
sischen Gerichtsbarkeit mit angemessener 
personeller Ausstattung und Herstellung 
eines stabilen Gleichgewichtes zwischen 
Aufgaben- und angemessener Mittelzu-
weisung,

•	 Wiedereinführung von starken Mitbestim-
mungsrechten, mindestens aber Aufhe-
bung der beiden von Ministerpräsident 
Koch initiierten, wichtige Mitbestim-
mungsrechte streichenden Justizbeschleu-
nigungsgesetze von 1999 und 2003,

•	 Beförderungen von Richtern und Staatsan-
wälten in Zukunft nur noch mit hessenwei-
ter Ausschreibung gemäß § 2 a Hessisches 
Richtergesetz entsprechend der in Art. 33 
Abs.2 GG festgelegten Bestenauslese,

•	 Selbstverwaltungsstrukturen für eine not-
wendige stärkere Entkoppelung der Justiz 
von der Exekutive in finanzieller, personel-
ler und organisatorischer Hinsicht,

•	 Abschaffung des immer noch bestehenden 
politischen    Weisungsrechtes gegenüber 
Staatsanwälten. Die Staatsanwaltschaft ist 
als staatliches Organ der Strafrechtspflege 
Teil der Dritten Gewalt.

Die Justiz war personell und sachlich noch nie 
auf Rosen gebettet. Seit Jahrzehnten gehört 
„Sparen“ konstant zum Justizalltag wie die 
täglich zu bewältigenden Aktenberge bei stark 
zugenommener Arbeitsverdichtung. Dabei 
verfügt die Justiz im Gegensatz zu anderen 
Ressorts über nicht unbeträchtliche originä-
re Einnahmen, die sich künftig aufgrund der 
Änderungen im Gerichtskostengesetz noch 
steigern werden, aber nicht dem allgemeinen 
Justizhaushalt zur Verfügung stehen.

In einem Interview im Juni dieses Jahres mit 
dem Bund der Steuerzahler, der z.  B. die 
Ausgaben der Regierungskoalition für den 
Flughafen Kassel-Calden und den Bau des 
Fußballstadions in Offenbach sehr stark 
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kritisiert, hat Herr Staatsminister Hahn als 
Schlüssel für eine nachhaltige Haushaltskon-
solidierung vor allem den Abbau von Perso-
nalstellen bezeichnet und versichert, diesen 
Schritt in den kommenden Jahren verstärkt 
und konsequent umsetzen zu wollen.

Die Justiz, deren Haushaltsanteil weniger als 
3 % beträgt, hat schon in vielen Legislatur-
perioden und auch jetzt wieder ganz erheb-
liche Beiträge zur Schuldenreduzierung des 
Landeshaushaltes erbracht, obwohl auch die 
aktuellen hohen Haushaltsschulden wiede-
rum nicht auf die Justiz zurückgehen. Das 
schafft Frustration.

Absoluten Vorrang bei der Mittelverwendung 
im Bereich Justiz hatte zudem nach der Ko-
alitionsvereinbarung die Weiterentwicklung 
der Neuen Verwaltungssteuerung zu einem 
„effizienten Steuerungs- und Controllingins-
trument“ - Stichwort Davinc§y, das Justizma-
nagementinformationssystem.

Wie der Hessische  Richterbund immer wie-
der betont hat, lassen sich aber gerichtliche 
Verfahrensabläufe nicht 1:1 in betriebswirt-
schaftliche Modelle pressen. Anzahl, Um-
fang und Qualität der monatlichen Eingän-
ge sind nicht vorhersehbar und damit nicht 
steuerbar. Auch der zeitliche und finanzielle 
Aufwand, der für die Erfüllung des Justizge-
währungsanspruches auf dem den Bürgern 
geschuldeten hohen Niveau und für die Wie-
derherstellung eines stabilen Rechtsfriedens 
benötigt wird, lässt sich nicht mit betriebs-
wirtschaftlichen Modellen berechnen. 

Die FDP selbst sieht zwar die Leistungsfä-
higkeit der hessischen Justiz durch die von 
ihr auf den Weg gebrachte Schaffung „dauer-
haft leistungsfähiger und zukunftsträchtiger 
Strukturen „…“ nachhaltig verbessert.“

Mit der Schließung der kleineren Gerichte 
und dem Personalabbau ist jedoch sicher-
lich keine Stärkung des Rechtsstaates ein-
getreten, sondern eine ganz empfindliche 

Schwächung des Justizgewährungsanspru-
ches, insbesondere im ländlichen Raum. Au-
ßerdem sind nennenswerte Synergieeffekte 
im Zusammenhang mit den Gerichtsschlie-
ßungen ausgeblieben. Valide Wirtschaftlich-
keitsberechnungen wurden nie vorgelegt.

Trotz des Wahlspruches von FDP und CDU 
„Vertrauen, Freiheit und Fortschritt“ hat die 
Regierungskoalition die Wiederaufnahme 
von Mitbestimmungsrechten nicht in ihre 
politische Agenda für das in ihrer Legisla-
turperiode wegen Fristablauf zu erneuernde 
Hessische Richtergesetz aufgenommen. 

Gegenüber der Öffentlichkeit und auch den 
Medien sind die weitreichenden Einsparun-
gen in der auslaufenden Legislaturperiode 
mit angeblich genügend vorhandenem Ein-
sparpotenzial im Personalbereich der Justiz 
gerechtfertigt worden.

Außerdem wird vom Justizministerium stän-
dig auf Arbeitserleichterungen und Zeiter-
sparnisse als Folge der inzwischen erfreulich 
guten technischen Ausstattung abgestellt, 
ohne zu berücksichtigen, dass mit der EDV-
gestützten Arbeit auch zahlreiche Arbeiten 
auf den höheren Dienst verlagert worden 
sind und künftig noch werden mit dem Be-
ginn des Zeitalters der elektronischen Akte 
und des digitalen Rechtsverkehrs in allen 
Bereichen.

Trotz aller unbestritten positiven Effekte kön-
nen die technischen Möglichkeiten immer 
nur wichtige Hilfsmittel bei der umfangrei-
chen Arbeitsbewältigung bleiben, die zudem 
neben der Erledigung des täglichen Arbeits-
anfalls auch immer wieder mit zusätzlichem 
Arbeitsaufwand für die Einarbeitung z.  B. 
in neue Arbeitsprogramme verbunden sein 
werden. 

Die Anwendung von IT-Verfahren muss Rich-
tern und Staatsanwälten künftig selbstver-
ständlich wieder ein Maximum an eigenen 
Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten ge-
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währleisten. Die derzeit nicht ausgeschlos-
sene Einflussnahme der Exekutive und die 
bestehende Letztentscheidungsbefugnis des 
Justizministers müssen in Wegfall kommen. 
Die bevorstehende Einführung der elektroni-
schen Akte und des digitalen Rechtsverkehrs 
stellen spezifische Anforderungen an die 
Speicherung der Daten sowie an Regelungen 
und Kontrolle der Zugriffsrechte. 

Richter/innen und Staatsanwälte/Staatsan-
wältinnen können ihrer Verantwortung als 
unabhängige Richter und dem Legalitäts-
prinzip verpflichtete Staatsanwälte nur ge-
recht werden, wenn sie im Rahmen des di-
gitalen Rechtsverkehrs die Datenhoheit über 
die an die Gerichte und Staatsanwaltschaf-
ten übermittelten Daten und elektronischen 
Dokumente sowie umgekehrt die von den 
Gerichten und Staatsanwaltschaften erhobe-
nen und erstellten Daten behalten. 

Die Unabhängigkeit der Justiz ist mit den 
ihr in unserem Grundgesetz zugewiesenen 
Aufgaben ein tragendes Grundprinzip un-
seres demokratischen Rechtsstaates, das 
unverzichtbare Gegengewicht zu Exekuti-
ve und Legislative. Die Gewährleistung der 
Unabhängigkeit und die Sicherstellung des 
Verfassungsrang genießenden Justizgewäh-
rungsanspruches nach Art. 19 Abs.4, 20 
Abs.3 GG durch angemessene personelle 
und sachliche Ausstattung ist eine Kernauf-
gabe der Justizpolitik. Das wird von der Po-
litik in Hessen seit vielen Jahren aber nicht 
mehr gebührend berücksichtigt. 

Es widerspricht dem verfassungsrechtlichen 
Auftrag des Staates, den Anspruch des Bür-
gers auf umfassende und bürgerfreundliche 
Justizgewährung zunehmend unter dem 
Kriterium damit einhergehender Kosten zu 
beurteilen und entsprechend zu behandeln. 
Diese Errungenschaft unseres Rechtsstaa-
tes gilt es nachdrücklich gegenüber  allen 
Sparmaßnahmen zu verteidigen. Der Zugang 
des Einzelnen zum Recht ist nicht kosten-
los zu haben. Die bestehende Abhängigkeit 

der Justiz von der Exekutive in finanzieller, 
personeller und organisatorischer Hinsicht 
muss in Wegfall kommen. Die Justiz muss 
aus der lange verfestigten Tradition der 
Fremdverwaltung herausgelöst und in eine 
Form der Selbstverwaltung entlassen wer-
den, in deren Rahmen sie eigenverantwort-
lich die für einen effektiven und effizienten 
Justizablauf benötigten Mittel selbst geltend 
machen kann.

Dementsprechend muss die derzeitige Ein-
bindung der Justiz in den als Konzern ausge-
stalteten Landeshaushalt beendet werden, 
zumal damit eine dem Status der Justiz zu-
widerlaufende Einordnung verbunden ist.

Das alte Argument, ein Justizminister könne 
die finanziellen Interessen der Justiz am Kabi-
nettstisch nachhaltiger vertreten, kann nicht 
mehr überzeugen angesichts der der Justiz im 
Verhältnis zu ihrem Anteil am Landeshaus-
halt, der von ihr eingebrachten Einnahmen 
und der ihr zukommenden Stellung in unse-
rem Rechtssystem in den letzten Jahren auf-
erlegten, am Kabinettstisch ausgehandelten 
massiven Einsparungen. 

Bei einer Justizverwaltung als Steuerungsins-
trument der Exekutive haben die regierenden 
Parteien im Rahmen von Partei- und Kabi-
nettsdisziplin erhebliche Handlungsspielräu-
me beim Aushandeln der Mittelzuweisungen 
für die Justiz. 

Die von FDP und CDU in den Antworten un-
serer Wahlprüfsteine vertretene Ansicht, 
dass Selbstverwaltung weder für Richter und 
Staatsanwälte noch „für den Bürger und die 
Wirtschaft einen entscheidenden Gewinn“ 
bringen würde, entspringt der fest verwurzel-
ten langen Tradition der Fremdverwaltung der 
Justiz, woraus das Justizministerium im We-
sentlichen seine Daseinsberechtigung zieht.

Richter und Staatsanwälte sind dagegen 
nicht an Partei- und Kabinettsdisziplin ge-
bunden, sondern haben ausschließlich die 
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Interessen der Justiz im Auge. Vor allem 
erhalten die Vertreter der Justiz bei einer 
Selbstverwaltung endlich den notwendigen 
Überblick über die politisch angestrebten 
Schwerpunktgestaltungen innerhalb der Res-
sorts, wodurch sie endlich darauf hinwirken 
könnten, dass Beiträge zur Schuldenbrem-
se differenziert auf die einzelnen Ressorts 
verteilt werden unter Berücksichtigung ihrer 
Stellung in unserem demokratischen Rechts-
staat, ihrem jeweiligen Anteil am Haushalt 
und der Höhe ihrer eingebrachten originären 
Einnahmen. 

Im verfassungsrechtlich zulässigen Rahmen 
kann die Justiz bei einer Form der Selbstver-
waltung auch ihre Personalentscheidungen 
selbst treffen. Damit würde die vom Justiz-
ministerium in den letzten Jahren verstärkt 
genutzte Möglichkeit wegfallen, ins Ministe-
rium abgeordnete Richter und Staatsanwäl-
te ohne die im Richtergesetz vorgesehene 
hessenweite Ausschreibung intern auf eine 
der im Stellenplan des Justizministeriums 
eingestellten Beamtenstellen zu befördern, 
die mit Vermerken einer möglichen Beset-
zung auch durch Richter/innen und Staats-
anwälte/Staatsanwältinnen der Besoldungs-
gruppen R 2 und 3 versehen sind.

Bei entsprechender Stärkung der Rechte der 
Justiz durch Selbstverwaltung wird die Jus-
tiz auch wieder das ihrer Stellung in unserer 
Gesellschaftsordnung gebührende Gewicht 
erlangen, das es der Politik erschweren wird, 
das Einsparpotenzial, das die Länder durch 
die Übernahme der Besoldungszuständigkeit 
für Richter und Staatsanwälte gewonnen zu 
haben glauben, in erster Linie zulasten der 
Bedeutung der Justiz zu nutzen. 

Der Automatismus muss ein Ende haben, die 
in der Tarifeinigung vereinbarten Einkom-
mensverbesserungen für die Beschäftigten 
des Landes Hessen ohne gebotene eigen-
ständige Überprüfung auf Amtsangemessen-
heit auf die für Richter und Staatsanwälte 
geltende R-Besoldung zu übertragen. 

Welches Selbstverwaltungsmodell - das des 
Deutschen Richterbundes mit einem Justiz-
rat und einem Justizwahlausschuss oder Re-
gelungen anderer europäischer Staaten wie 
z. B. in Dänemark - letztlich als das geeig-
netste erscheint, muss schnellstmöglich in 
eingehenden intensiven Diskussionen mit 
den künftig regierenden Parteien geklärt 
werden. Bereits jetzt finden sich in vielen 
Koalitionsvereinbarungen anderer Bundes-
länder „Prüfaufträge“ zur Einführung einer 
Form der Selbstverwaltung unter Einschluss 
der Staatsanwaltschaft.

Auch in einem Selbstverwaltungsmodell 
bleiben die Forderungen nach mehr Mitbe-
stimmung aktuell, da Mitbestimmungsrech-
te auch gegenüber einem Justizverwaltungs-
rat notwendig sind. 

Starken Mitbestimmungsgremien kommt 
immer eine bedeutende Rolle u. a. bei der 
angemessenen Ausgestaltung der Arbeitsbe-
dingungen in der Justiz zu, insbes. bei der 
Einführung von organisatorischen und tech-
nischen Neuerungen. 

Ich freue mich auf eine spannende Diskus-
sion.
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Jahresmitgliederversammlung 

des Landesverbandes Hessen am 1.11.2013

Neue Ideen – oder weiter so ?

Justizpolitische Perspektiven in der neuen Legislaturperiode

Wie jedes Jahr fand im November die Jah-
resmitgliederversammlung des Hessischen 
Richterbundes in Frankfurt statt, die traditi-
onell mit einem offiziellen Teil und Anspra-
chen sowie Diskussion eröffnet wird.

Nachdem die Vorstandsvorsitzende Frau 
Dr. Goedel ihre Begrüßungsrede (in diesem 
Heft) gehalten hatte, übergab sie dem noch 
amtierenden stellvertretenden Ministerprä-
sident und Justizminister, Herrn Jörg-Uwe 
Hahn, das Wort.

Nachdem er zunächst die anwesenden 
Landtagsabgeordneten und andere Hono-
ratioren und zum Schluss dann auch die 
Richter und Staatsanwälte begrüßt hatte, 
kritisierte er zunächst das gewählte Datum 
der Versammlung, da auch die Rechtspfle-
ger ihre Jahresversammlung am gleichen Tag 
abhielten. Kritisch äußerte er sich danach 
zu dem aus seiner Sicht mangelnden Rea-
litätsbewusstsein des Richterbundes. Außer 
der Partei „Die Linke“ fordere jede andere 
Partei im Landtag auch in der Justiz einen 
Personalabbau.

Man müsste in Hessen weiter sparen, weil 
in der Bundesrepublik die Finanzströme 

falsch liefen. Das Geld werde nicht dorthin 
geleitet, wo es dringend gebraucht werde 
und es gelte auch nicht mehr der Grund-
satz: Wer bestelle, müsse auch bezahlen. Die 
Schuldenbremse sei nicht von der Politik, 
sondern vom Volk mit 70% der abgegebenen 
Stimmen eingeführt worden. Der Länderfi-
nanzausgleich koste Hessen jährlich 1,2 bis 
1,8 Mrd.. Bei der Personalausstattung von 
Richtern und Staatsanwälten habe er kein 
schlechtes Gewissen; beim nachgeordneten 
Dienst schon eher. Bei Richtern und Staatsan-
wälten bestehe derzeit die höchste Personal-
ausstattung seit jeher. 

Die Besoldungshöhe nehme einen Spitzen-
platz in der Bundesrepublik ein. Bei der For-
derung der Wiedereinführung der bundes-
weit einheitlichen Richterbesoldung müsse 
man sich darüber im Klaren sein, dass dann 
die Besoldung 
in Hessen nach 
unten korrigiert 
werde. Im IT-Be-
reich sei Hessen 
bisher das einzi-
ge Bundesland, 
das eine eigene 
IT-Stelle geschaf-
fen habe.1 All 
das werde von 
den Anwälten 
positiv gese-
hen. Zum Thema 
Se lbs tve rwa l -

1)  Dies deshalb, weil das Land Hessen aufgrund einer 

Klage mehrerer OLG-Richter vom Dienstgerichtshof 

genau dazu verurteilt wurde.(DGH 4/08, 22.4.2010)
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tung äußerte Hahn, wie schon öfters, dass 
man sich nicht einbilden solle, es werde 
dann alles besser – ganz im Gegenteil! Nur 
die Politik habe erreichen können, dass bei 
den Einsparungsdiskussionen der Justizbe-
reich 10-15% weniger belastet worden sei. 
Für die Justiz sei noch viel zu schultern – 
ohne Technik gehe derzeit gar nicht mehr. 
Zuletzt sprach Hahn noch § 169 Satz 2 GVG 
an. Diese Regelung sei nicht mehr zeitge-
mäß. So restriktiv wie in der Bundesrepub-
lik sei Öffentlichkeit in der Justiz nur noch 
in zwei kleinen Staaten in Europa, so bspw. 
in Malta, geregelt. Die Öffnung der Gerichte 
müsse fortentwickelt werden. Sodann hatte 
der Präsident des Oberlandesgerichts Frank-
furt, Herr Dr. Roman Poseck, das Wort.

Er bedankte sich zunächst für die Veran-
staltung und hob das ehrenamtliche Enga-
gement der Organisatoren hervor. Das The-
ma sei gut gewählt, denn die Zukunft berge 
einige Hürden, die es – gleichgültig welche 
Regierung sich in Hessen bilden werde – zu 
überwinden gelte. Glücklicherweise sei der 
Rechtsstaat funktionsfähig und es müsse 
Ziel sein, den status quo zu halten und zu 
verteidigen. Die Prioritäten müssten richtig 
gesetzt werden. Im Vordergrund müssten 
Effizienz – vor allem Qualität – und Unab-
hängigkeit stehen. Der technische Fortschritt 
biete eine große Chance für die Zukunft. Da-
bei dürfte aber keine Schieflage zwischen 
Technik und Mensch entstehen. Den Rechts-
staat gebe es allerdings nicht zum Nulltarif. 
Wahrscheinlich werde der technische Fort-
schritt teurer als das, was durch ihn ein-
gespart werden soll. Es stelle sich deshalb 
auch die Frage, warum man ein funktionie-
rendes System (Papierakte) ohne Not auf-
geben solle. In Zukunft sei geplant, weite-
re 300 Stellen einzusparen, davon weitere 
30 Richterstellen. Dies sei der vorgegebene 
Beitrag der Justiz zu den Einsparungsplä-
nen des Landes. Wer darüber hinaus gehen 
wolle, gefährde allerdings die Funktionsfä-
higkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Es 
müsse auch berücksichtigt werden, dass 

die Kosten der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
zu einem hohen Prozentsatz durch eigene 
Einnahmen gedeckt seien. Die jüngste Kritik 
des Landesrechnungshofes sei rein fiska-
lisch orientiert und habe nur wenig mit der 
Realität in der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
zu tun.

Am Ende der Begrüßungsansprachen stand 
Generalstaatsanwalt Blumensatt am Mikro-
fon. Er zeichnet keine so rosige Zukunft aus 
Sicht der Staats-
anwaltschaft wie 
der Justizminis-
ter. Die Personal-
stärke der 360 
Staatsanwältin-
nen und Staats-
anwälte in Hes-
sen sei in den 
letzten 10 – 15 
Jahren nur um 
3% gestiegen, 
während in die-
ser Zeit die Fälle 
um 1/3 zugenommen hätten. Insbesondere 
habe sich die Qualität der Straftaten dras-
tisch verändert. So hätten sich beispielswei-
se die Straftaten im Bereich Internet, Wirt-
schaft und Steuern in den letzten 4 Jahren 
verdoppelt. Internetstraftaten beispielsweise 
würden zunehmend als Ermittlungsverfahren 
gegen Unbekannt (sog. UJs-Verfahren) ge-
führt. Gleichwohl bergen gerade diese Straf-
taten ein hohes Schadenspotential und die 
Ermittlungen müssten mit einem erheblichen 
zeitlichen und personellen Aufwand mit Aus-
landsbezug betrieben werden. In der Justiz-
statistik brächten diese Verfahren praktisch 
nichts und es stelle sich die Frage, ob die 
Staatsanwaltschaft gut aufgestellt sei.

Im Bereich der Wirtschafts- und Schwer-
kriminalität seien vor allem die Kapitalan-
lagebetrugsfälle zu nennen. Auch hier sei-
en Verfahren mit sehr hohem Aufwand zu 
betreiben. So seien derzeit bspw. in einem 
Verfahren 5 Staatsanwälte seit einem Jahr 
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mit Ermittlungen beschäftigt. Dabei seien 
Daten von mittlerweile 100 TB2 zu sichten, 
als Beschuldigte würden 95 Personen ge-
führt, die allein einen Schaden von 250 Mio. 
verursacht hätten. Dies sei keine Seltenheit. 
Ähnlich sei dies bei Schrottimmobilien, bei 
Börse/Wp-Handel und bei Steuerstrafver-
fahren. Anlässlich dieser Verfahren habe 
die Staatsanwaltschaft in Hessen im letzten 
Jahr 23 Mio. für den Landeshaushalt abge-
schöpft. Trotzdem soll auch bei der Staats-
anwaltschaft Personal abgebaut werden. Er 
wünsche sich, dass die Staatsanwaltschaft 
in Hessen so arbeiten könne, wie es von 
Gesetzes wegen vorgesehen sei; mit einer 
ausreichenden sächlichen und personellen 
Ausstattung.

Es schloss sich die Podiumsdiskussion an.

Die Moderatorin, Frau Dr. Knapp3, eröffne-
te die Diskussion mit der Frage, welcher 
der von den Vorrednern beschriebene Ist-
Zustand der Justiz der real zutreffende sei. 
Herr Dr. Poseck betonte die hohe Belastung 
der Justiz insbesondere im nicht-richterli-
chen Dienst, wo täglich 110-120% Arbeits-
belastung bei hohem Engagement und noch 
guter Qualität geschultert werden.
Prof. Dr. Jahn4 projizierte folgende Schnapp-
schüsse in das zuhörende Publikum: Da 

habe das BVerfG im „Abspracheurteil“ in 
ganzen 165 Randziffern die Forderung nach 
verstärkter Aufklärung in der Hauptverhand-
lung erhoben – aber keine einzige Randnum-
mer dazu verwendet, darzustellen, wie der 
Tatrichter dies bei seiner täglichen Belastung 
bewerkstelligen soll. Da sei der Fall Siemens, 
bei dem private Ermittler eingeschaltet wur-
den, welche „Interviews“ mit verschiedenen 
Beteiligten führten und dafür 918 Mio. an 
Anwaltskosten ausgezahlt erhielten. Und da 
sei der Fall Sachsen-LB, wo die Staatsanwalt-
schaft ein Rechtsgutachten bei einer großen 
Anwaltskanzlei in Auftrag gab, die den Auf-
trag an eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
unterbeauftragte; das Ganze habe immense 
Kosten verursacht. Die letzten zwei Beispiele 
beträfen das Outsourcing von Justiz. Hier sei 
der Anfang vom Ende in Sicht – so könne es 
nicht weitergehen!

Christoph Frank5 meinte, die Wahrnehmung 
von Justiz sei getrübt. Es ginge mittlerweile 
bei Justiz mehr um Geld und Zahlen als um 
Qualität. Die Merkantilisierungstendenz der 
Justiz sei absurd. Die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen verschlechterten sich zuneh-
mend und viele Kollegen und Kolleginnen 
hätten sich innerlich bereits von den eigenen 
ideellen Berufsvorstellungen verabschiedet, 
weil sich die Rahmenbedingungen ständig 
änderten. In den derzeit stattfindenden Ko-
alitionsgesprächen gehe es um Sicherheit 
und Recht, während die Ausstattung der Jus-
tiz und die Besoldung keine Rolle spielen. 
Die letzte Legislaturperiode des Bundesjus-
tizministeriums sei bedauerlicherweise al-
lein durch eine klare Klientelpolitik zu Guns-
ten der Anwaltschaft geprägt gewesen. Eine 
Änderung der Wahrnehmung von Justiz sei 
nicht zu erwarten. Qualität in der Justiz sei 
nur durch überobligatorischen Einsatz er-
reichbar. Das Personalbedarfsbemessungs-
system Pebb§y weise im Gegensatz dazu 
teilweise völlig absurde Bemessungszahlen 

5) Herr Christoph Frank, StLOStA und Vorsitzender 

des Deutschen Richterbundes, Berlin

2)  Terabyte (1 TB = 1.000 GB) 

3)  Frau Dr. Ursula Knapp, Korrespondentin am Bun-

desverfassungsgericht, Frankfurter Rundschau/AP

4)   Herr Prof. Dr. Matthias Jahn, Lehrstuhl für Straf-

recht, Strafprozessrecht, Wirtschaftsstrafrecht und

 Rechtstheorie an der Goethe-Universität Frankfurt, 

Richter am Oberlandesgericht Nürnberg
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auf. Und es hätten sich bereits die Landes-
rechnungshöfe bei der Personalbedarfsbe-
rechnung eingeschaltet. Eine nachträgliche 
Beschneidung sei deshalb schon jetzt vor-
programmiert. Frau Prof. Dr. Sacksofsky6 ge-
stand zwar zu, dass die Justiz schon heute 
überlastet sei. Das sei aber auch in ande-
ren Bereichen der Fall, z.B. den Universitä-
ten und Schulen. Die Sparzwänge seien der 
Schuldenbremse geschuldet. Sie sei inhalt-
lich richtig und schaffe Gerechtigkeit gegen-
über den jüngeren Generationen. Die Vertei-
lungsentscheidungen seien schwierig. Prof. 
Dr. Classen7 pflichtete Frau Prof. Sacksofsky 
bei: auch im Gesundheitswesen, dort bei 
den Kliniken, sei die Merkantilisierung ein 
allgemeiner Effekt. Die knappen Ressourcen 
müssten gerecht verteilt werden. Die Justiz 
müsse deutlich machen, wo sich ihre Aufga-
ben verändert hätten. Wo mehr Aufgaben zu 
bewältigen seien, da müsse mehr Geld und 
Personal investiert werden.

Frau Dr. Knapp vertrat die Ansicht, dass Jus-
tiz als Dritte Gewalt im Rechtsstaat nicht mit 
Gesundheitswesen, Bundeswehr, Schulen 
etc. zu vergleichen sei. Sie formulierte die 
Frage, ob die Dritte Gewalt nicht einer insti-
tutionellen Absicherung bedürfe. Selbstver-
waltung der Justiz lehne sie allerdings ent-
schieden ab; solches gebe es im Bereich der 
Medien auch nicht.

Herr Frank antwortete mit der rhetorischen 
Frage, ob die politische Wirklichkeit den 
verfassungsrechtlichen Regelungen gerecht 
werde. Die Justiz nähme eben keine Sonder-
stellung ein, sondern wie andere Ressorts 
am Verteilungskampf teil. Dabei sei die selb-
ständige Dritte Gewalt haushalterisch nicht 
eigenständig organisiert. Vielmehr bestimme 

die Exekutive, was der Dritten Gewalt zuste-
he. Der Wirkungsgrad der Justiz sei mittler-
weile gefährdet. Aus diesen Gründen habe 
man aus dem Bundeswehrverband, dem dbb 
und dem Richterbund die sog. Staatsallianz 
gebildet. Prof. Jahn merkte an, dass die Justiz 
im Bewusstsein der Bevölkerung nicht allge-
genwärtig und auch nicht populär sei. Man 
müsse sich einmal vor Augen führen, dass 
jeder Bundesbürger für Justiz im Monat den 
Gegenwert einer Pizza ausgebe.

Der amtierende Präsident des OLG Frank-
furt, Herr Dr. Poseck, wies darauf hin, dass 
Rechtsstaat zwangsläufig Geld koste. Selbst-
verwaltung könne die Justiz überfordern. 
Eine Selbstverwaltung führe zu Interessen-
streit und Verteilungskämpfen. In anderen 
Ländern mit mehr Selbstverwaltung stünde 
der Justiz auch nicht mehr Geld zur Verfü-
gung als hier.

Frank erwiderte, überall in Europa verwalte 
sich die Justiz selbst. Es sei schwierig, den 
europäischen Partnern zu erklären, warum 
Deutschland trotz fehlender Selbstverwal-
tung gleichwohl ein Rechtsstaat sei. Das her-
kömmliche System in der Bundesrepublik sei 
nicht mehr standesgemäß. Selbstverwaltung 
bringe dem Bürger einen Mehrwert. Das sehe 
die Politik offenbar ebenso, weil mittlerweile 
in allen Koalitionsvereinbarungen der Län-
der die Selbstverwaltung der Justiz als fester 
Textbaustein auftauche – ohne Chance auf 
Realisierung in der späteren Regierungsar-
beit. Beschämend sei, dass über Selbstver-
waltung keine offene Diskussion stattfinde 
und die Bedeutung der Dritten Gewalt nicht 
zutreffend wahrgenommen werde. In den 
anderen Gewalten bestehe keinerlei Bereit-
schaft, Selbstverwaltung zu fördern und dar-
über zu diskutieren.

Frau Prof. Sacksofsky gestand ein, dass bei 
einer künftigen Regierungsbeteiligung der 
SPD in Hessen die Selbstverwaltung der Jus-
tiz ebenfalls im Koalitionsvertrag stehen 
werde. Mitbestimmung und Mitwirkung 

6) Frau Prof. Dr. Ute Sacksofsky, Lehrstuhl für Öffentli-

ches Recht und Rechtsvergleichung an der Johann

 Wolfgang Goethe – Universität Frankfurt 

7) Herr Prof. Dr. Claus Dieter Classen, Lehrstuhl für 

Öffentliches Recht, Europa- und Völkerrecht, Ernst-

 Moritz-Arndt Universität, Greifswald
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seien ein zentrales Thema. Allein das Ar-
gument, „wir sind die Dritte Gewalt, darum 
wollen wir uns selbst verwalten“, sei ihr zu 
wenig. Sie wolle wissen, wo die gegenwär-
tigen Risiken lägen. Sei es denn wirklich 
besser, wenn statt der Exekutive die eige-
nen Kollegen über Stellenbesetzung und 
Beförderung entschieden? Wo lägen die Pro-
bleme bei der Stellenbesetzung; wir hätten 
doch einen Richterwahlausschuss.8 Ein rei-
nes Kooptationsmodell lehne sie ab, denn 
es führe zur Verfestigung althergebrachter 
Modelle und hätte nie zu der Frauenquote 
geführt, wie sie derzeit existiere. Frank: Der 
Richterbund wolle kein Kooptationsmodell. 
Im Bund habe die SPD die Justiz in ihrem 
Programm überhaupt nicht erwähnt. Politik 
sei furchtbar weit weg von den wirklichen 
Problemen der Justiz. Dr. Poseck stimmte 
dem zu. Die Politik sei weit weg von dem, 
was sich am einzelnen Arbeitsplatz als Pro-
blem darstelle. Es seien eine weniger hier-
archische Herangehensweise und eine Poli-
tik der kleinen Schritte erforderlich, um die 
Probleme der Justiz zu lösen. Man müsse 
fragen, wie ernst die Äußerungen aus der 
Praxis genommen würden. Budgetierung sei 
zwar teilweise Selbstverwaltung, aber wenn 
das einzelne Budget so klein sei, dass kei-
nerlei Spielräume vorhanden seien, dann sei 
dies nur ein Feigenblatt.

Prof. Jahn empfand es als bedenklich, dass 
in Hessen der Präsidialrat bei der Beset-
zung von R2-Stellen kein Vetorecht habe. 
Im Präsidialrat herrsche leider das Prinzip: 
mitreden ja, mitbestimmen nein.9 Er stellte 
ein provokantes Gedankenmodell vor: Was 
wäre, wenn der Richter/Staatsanwalt Dienst 
nach Vorschrift verrichte, also nicht 120 % 

sondern nur 100 % leiste - die Arbeit, für die 
er bezahlt werde. In Nordrhein-Westfalen, 
ergänzte Frank, würde derzeit Dienst nach 
Vorschrift gemacht. Das bedeute, es würde 
nur die eigentliche richterliche Tätigkeit voll-
bracht, zusätzliche Verwaltungsarbeit würde 
verweigert. Das werde in NRW zum Kollaps 
führen. Bevor solche Schritte unternommen 
würden, weil auf den Dienstherrn kein Ver-
lass mehr sei, ringe jeder Einzelne mit sich 
und dies müsse auch ein jeder angesichts 
seiner Verantwortung selbst entscheiden.

Frau Dr. Knapp warf ein, es gebe doch die 
Möglichkeit einer Überlastungsanzeige (Ge-
lächter im Publikum). Dr. Poseck teilte mit, 
dass die Überlastungsanzeigen in den letz-
ten Jahren nicht zugenommen hätten, was 
aber nicht bedeute, dass keine Überlastung 
vorliege. Dienst nach Vorschrift lehne er ab. 
Man habe auch eine Verantwortung gegen-
über dem Bürger. Die Außenwirkung wäre 
für die Justiz verheerend. Es dürfe nicht zu 
einer Bankrotterklärung nach außen kom-
men. Frank berichtete, dass in NRW jegliche 
Gespräche seitens der Politik abgelehnt wür-
den. Es hätten jüngst 1.500 Richterinnen und 
Richter – teilweise in Robe – demonstriert. Es
liege Druck im Kessel an, der einmal platzen 
könnte. Es sei falsch, Panik zu erzeugen, 
aber die aktuelle Situation der Justiz müsse 
wahrgenommen werden.

Frau Prof. Sacksofsky erklärte, die Defizite 
durch die Arbeitsbelastung seien ihr be-
wusst, es sei aber zu fragen, ob diese durch 
eine Selbstverwaltung behoben würden. 

Dr. Poseck rügte die Veränderung der Ge-
sprächskultur zwischen Justiz und Politik.
Probleme würden banalisiert. Es gebe keine 
Wahrnehmung der Öffentlichkeit von Justiz.
Justiz in der Öffentlichkeit, so Frank, werde 
nur wahrgenommen, wenn es um Skanda-
le gehe. Man könne sich in der Öffentlich-
keit erst zu Wort melden, wenn die Politik 
sich despektierlich über die Justiz äußere. 
Besoldung werde „ganz schräg“ diskutiert. 

8) Aus der Zuhörerschaft wurde Frau Sacksofsky dar-

über aufgeklärt, dass der Richterwahlausschuss in

 Hessen allein bei der Einstellung von Richtern und 

Staatsanwälten mitwirke – mehr nicht.

9) Der Präsidialrat ist immer anzurufen, wenn eine 

Beförderung ansteht. Er hat allerdings nur ein

 Anhörungs-, jedoch kein Mitbestimmungsrecht.
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Er nannte als Beispiele: „Luxusproblem“ 
und „Besserverdiener“. Tatsächlich sei die 
Eingangsbesoldung im unteren Mittelstand 
zu verorten: Ein Berufsanfänger verdiene ge-
rade einmal 3.100 brutto. Der Richterbund 
habe eine Arbeitsgruppe für eine Image-
kampagne gegründet. Man müsse mit allen 
gesellschaftlichen Bereichen ins Gespräch 
kommen.

Am Ende der Podiumsdiskussion wurde 
auch eine Aussprache angeboten.

Bezüglich des Themas „Überlastungsanzei-
ge“ äußerten mehrere Zuhörer, dass solche 
Anzeigen zwar vorkämen, die Probleme aber 
nicht lösen könnten. Probleme gäbe es auch 
im nichtrichterlichen Bereich – bei Service-
einheiten und Rechtspflegern. Ein Behör-
denleiter berichtete, dass keine Woche ver-

gehe, in der nicht eine Servicekraft bei ihm 
im Büro sitze und weinend ihre Überlastung 
beklage. Auch der elektronische Fortschritt 
(bis hin zur elektronischen Akte) wurde pro-
blematisiert. Es wurde prognostiziert, dass 
durch den elektronischen Fortschritt in der 
Justiz keine Stellen eingespart, sondern 
mehr Stellen benötigt würden.

Kurz vor 13:00 Uhr wurde die Diskussion 
abgeschlossen und den Diskutanten neben 
reichlich Applaus mit einem kleinen Ge-
schenk für ihre Teilnahme gedankt.

Alles in allem eine interessante Veranstal-
tung, die unter anderem deutlich die Wahr-
nehmungsdifferenzen von Politik und Praxis 
bezüglich der Probleme in der Justiz aufzeigte.

Mrugalla, Vorsitzender Richter am Landgericht

Unsere Homepage ist jetzt endlich – nach langer Wartezeit – wieder aktualisiert!

Sie finden uns im Internet unter www.richterbund-hessen.de

Unsere Homepage ist jetzt endlich – nach langer Wartezeit – wieder aktualisiert!

Sie finden uns im Internet unter www.richterbund-hessen.de
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Präsident des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main, 

Dr. Roman Poseck

Selbstverwaltung der Justiz – Zukunft oder Irrweg?

I. Vorbemerkung

Rechtsstaatlichkeit ist ein zentrales Element 
der Bundesrepublik Deutschland seit ihrer 
Gründung und ein entscheidender Faktor für 
ihren Erfolg. Im scheinbaren Widerspruch 
hierzu steht, dass Fragen der Organisation 
des Rechtsstaats eher das Fachpublikum denn 
eine breite Öffentlichkeit interessieren. Dieses 
Desinteresse an Detailfragen des Rechtsstaats 
gründet allerdings auch auf dem positiven 
Umstand, dass der Rechtsstaat mit seinen 
Grundprinzipien zu einer Selbstverständlich-
keit geworden ist.Trotzdem ist es richtig, die 
Bedeutung der Rechtsstaatlichkeit immer wie-
der hervorzuheben. Bundespräsident Joachim 
Gauck hat aus Anlass der Turbulenzen der Fi-
nanzkrise beispielsweise davor gewarnt, „die 
inneren Werte Europas“ zu vergessen. Das 
westliche Europa brauche dringend „die Über-
zeugung, dass Freiheit und Rechtsstaatlich-
keit so hohe Werte sind, dass sie weit über 
den Sorgen stehen, ob wir genügend Geld ver-
dienen, ob die Prosperität und die finanzielle 
Sicherheit gewährleistet sind.“1

Das Bekenntnis zur Rechtsstaatlichkeit erklärt 
aber noch nicht, wie dieser Rechtsstaat am 
besten organisiert wird. Unbestritten ist, dass 
die Unabhängigkeit der Richterinnen und 
Richter zentrales Element des Rechtsstaats 
ist. Wie weit diese Unabhängigkeit allerdings 
reicht, ob sie nur den Einzelnen im Rahmen 
des Entscheidungsprozesses betrifft, oder ob 
sie auch eine organisatorische Selbständigkeit 

von der Exekutive notwendig oder zumindest 
sinnvoll macht, ist seit langem Gegenstand 
der Diskussion. Bereits der 37. Deutsche Juris-
tentag 1949 in Köln hat sich mit dem Thema 
befasst und gefordert, die Rechtsprechung 
zu einer eigenständigen Dritten Gewalt fort-
zuentwickeln. Der 40. Deutsche Juristentag 
1953 in Hamburg hat gesetzgeberische Maß-
nahmen angemahnt, um die Unabhängigkeit 
des erkennenden Richters sowohl durch die 
Art seiner Auswahl und Beförderung als auch 
durch seine Stellung gegenüber der Verwal-
tung institutionell zu sichern. Das 1962 in 
Kraft getretene Deutsche Richtergesetz hat 
diese Forderungen zum Teil aufgegriffen.2 

In den letzten Jahren hat die Diskussion 
über die Einführung einer Selbstverwaltung 
der Justiz in der Bundesrepublik Deutschland 
wieder an Fahrt aufgenommen. Die Ursachen 
dürften zum einen in europäischen Einflüs-
sen und zum anderen in einer zunehmen-
den Unzufriedenheit mit der finanziellen und 
organisatorischen Ausstattung der Justiz in 
den Ländern zu suchen sein. Auffallend ist, 
dass Rufe aus der Politik nach einer Selbst-
verwaltung der Justiz vor allem in Oppositi-
onszeiten populär sind, diese in Regierungs-
verantwortung aber nicht immer konsequent 
weiter verfolgt werden.3 Über Gründe lässt 

1) Bundespräsident Joachim Gauck in einem Interview 

mit dem Deutschlandfunk am 30.09.2012.

2) Vgl. zum Ganzen: Frank, Selbstverwaltung der Jus-

tiz, in: 300 Jahre Oberlandesgericht Celle, S. 217.

3) Aktuelles Beispiel ist die amtierende Bundesjustiz-

ministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, die 

Forderungen nach einer Selbstverwaltung der Justiz, 

die sie noch 2009 gegenüber europäischen Instituti-

onen erhoben hatte, in der Zeit ihrer Regierungsver-

antwortung (bislang) nicht weiterverfolgt hat.



19

sich nur spekulieren: Einsicht, aber auch 
machtpolitisches Kalkül können jedenfalls 
eine Rolle spielen.

Die praktischen Modelle in einzelnen Bun-
desländern, vor allem in Schleswig-Holstein 
und Hamburg, zur Einführung einer stärke-
ren organisatorischen Selbständigkeit der 
Dritten Gewalt haben Regierungs- oder Mi-
nisterwechsel im Regelfall nicht überdauert.
Die Fachwelt und die Berufsverbände disku-
tieren das Thema dagegen weiter intensiv. 
So hat sich auch der 64. Deutsche Juristen-
tag 2002 in Berlin unter anderem dem The-
ma „Mehr Selbstverwaltung für die Dritte 
Gewalt?“ gewidmet. Die aktuelle Diskussion 
wird dabei durch konkrete Selbstverwal-
tungsmodelle der Berufsverbände, nament-
lich des Deutschen Richterbundes und der 
Neuen Richtervereinigung, bereichert.4 

Die Diskussion über die Selbstverwaltung 
hat sowohl staatsorganisationsrechtliche als 
auch sehr praktische Ebenen. Es geht dabei 
um Grundsatzfragen der Gewaltenteilung ge-
nauso wie um die Frage: Was nutzt der Justiz? 
In Anbetracht der prekären Lage öffentlicher 
Haushalte steht herbei oft im Mittelpunkt, ob 
eine selbstverwaltete Justiz mit einem par-
teifernen Repräsentanten bei den Haushalts-
verhandlungen mehr herausschlagen kann 
als ein parteipolitisch erfahrener Justizminis-
ter. Allein dieser Gesichtspunkt wird die Dis-
kussion über die Selbstverwaltung der Justiz 
auch in nächster Zeit am Leben halten, da zu 
befürchten ist, dass die notwendige Konsoli-
dierung der öffentlichen Haushalte auch der 
Justiz weitere Einsparungen abfordern wird. 
So hat auch der Präsident des Oberlandesge-
richts Stuttgart, Eberhard Stilz, in seinen The-
sen zum 66. Deutschen Juristentag in Stutt-

gart darauf hingewiesen, dass die Forderung 
nach einer Selbstverwaltung der Justiz umso 
verständlicher werde, je deutlicher die gebo-
tene Ausstattung fehle.5

II. Rechtlicher Rahmen

Das Grundgesetz stellt Rahmenbedingun-
gen für den Rechtsstaat auf. Ausdrückliche 
Regelungen zur organisatorischen Selbst-
verwaltung finden sich dagegen nicht. Das 
Grundgesetz räumt der Justiz aber insoweit 
Bedeutung und Eigenständigkeit ein, als es 
die maßgeblichen Regelungen in einem ei-
genen Abschnitt (Artikel 92 ff. GG) zusam-
menfasst. Nach Artikel 92 GG ist die Recht 
sprechende Gewalt den Richtern anvertraut. 
Artikel 97 GG bestimmt, dass die Richter un-
abhängig und nur dem Gesetz unterworfen 
sind. Gemeint ist dabei die sachliche und 
persönliche Unabhängigkeit des Richters.

Gleichzeitig misst das Grundgesetz dem De-
mokratieprinzip höchste Priorität zu und un-
terstellt auch die Justiz diesem Grundsatz. 
Nach Artikel 20 Abs. 2 GG geht alle Staatsge-
walt vom Volke aus. Sie wird vom Volke in 
Wahlen und Abstimmungen und durch be-
sondere Organe der Gesetzgebung, der voll-
ziehenden Gewalt und der Rechtsprechung 
ausgeübt. Die Rechtsprechung ist gemäß 
Artikel 20 Abs. 3 GG an Gesetz und Recht 
gebunden. Die Unabhängigkeit des Richters 
wird damit nicht grenzenlos gewährt, son-
dern durch das Demokratieprinzip limitiert. 
Auch die Legitimation der Rechtsprechung 
leitet sich nach dem Grundgesetz zumin-
dest mittelbar vom Volke ab.

Die Unabhängigkeit des Richters hat auch 
einfachgesetzlich an verschiedenen Stellen 
Niederschlag gefunden, so beispielsweise 
in §  1 GVG, nach dem die richterliche Ge-
walt durch unabhängige, nur dem Gesetz 
unterworfene Gerichte ausgeübt wird. Das 
Richtergesetz untermauert schließlich den 

4) Vgl. hierzu ausführlich: Schulte-Kellinghaus, Die Ge-

setzentwürfe des Deutschen Richterbundes und der 

Neuen Richtervereinigung zur Selbstverwaltung der 

Justiz – Ein Vergleich im Überblick, KritV 2010, S. 

256 ff.

5) Vgl. hierzu: Frank, aaO, S. 217
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Grundsatz der Gewaltenteilung, indem §  4 
Abs. 1 DRiG festlegt, dass ein Richter Aufga-
ben der Recht sprechenden Gewalt und Auf-
gaben der gesetzgebenden oder der vollzie-
henden Gewalt nicht zugleich wahrnehmen 
darf. Dieser Grundsatz wird dann allerdings 
in § 4 Abs. 2 DRiG insoweit gelockert, als ein 
Richter außer Aufgaben der Recht sprechen-
den Gewalt auch Aufgaben der Gerichtsver-
waltung wahrnehmen darf.

Außerdem ist das Präsidium ein zentrales 
Organ richterlicher Selbstverwaltung, indem 
es die Besetzung der Spruchkörper bestimmt 
und die Geschäfte verteilt (vgl. § 21 e GVG). 

Allein das Bundesverfassungsgericht ver-
waltet sich derzeit beinahe ausschließlich 
selbst. Es ist mit einer umfassenden Perso-
nal- und Organisationshoheit ausgestattet 
und hat eine weitgehende Budget- und Ge-
schäftsordnungsautonomie.6 

In den meisten Bundesländern gibt es be-
reits mehr oder weniger ausgeprägte Ele-
mente gerichtlicher Selbstverwaltung. Sie 
sind dadurch gekennzeichnet, dass der Rich-
terschaft bei Personalentscheidungen und 
organisatorischen Fragen Mitwirkungsrech-
te eingeräumt werden, die über das übliche 
Maß hinausgehen. In Hessen nehmen die 
Richterräte die Beteiligungsrechte vor allem 
in organisatorischen Angelegenheiten wahr, 
wobei ihre Rechtsstellung mit der der Perso-
nalräte nach dem Personalvertretungsrecht 
im Wesentlichen vergleichbar ist. So verweist 
auch § 25 Abs. 2 HRiG ausdrücklich auf die 
Vorschriften des hessischen Personalvertre-
tungsrechts. Stärker ist dagegen die Beteili-
gung in personellen Angelegenheiten ausge-
staltet, und zwar sowohl bei der Einstellung 
als auch bei der Beförderung. Über die Ein-
stellung eines neuen Richters und seine Be-
rufung auf Lebenszeit entscheidet nach Arti-
kel 127 Abs. 2 der Hessischen Verfassung der 

Justizminister gemeinsam mit einem Richter-
wahlausschuss. Dieser Ausschuss setzt sich 
aus sieben Abgeordneten des Hessischen 
Landtags und fünf gewählten Vertretern aller 
Gerichtsbarkeiten sowie einem Vertreter der 
Anwaltschaft zusammen (vgl. § 9 HRiG).

Bei Beförderungsentscheidungen ist der Prä-
sidialrat zu beteiligen (vgl. § 46 Abs. 1 HRiG). 
Dieses Gremium, dessen Amtszeit nach § 26 
HRiG vier Jahre beträgt, besteht nach § 41 
Abs. 1 Nr. 1 HRiG aus dem Präsidenten des 
Oberlandesgerichts und sechs von den Rich-
tern des Gerichtszweigs gewählten Mitglie-
dern. Der Justizminister beteiligt den Präsi-
dialrat bei Beförderungsverfahren und räumt 
ihm die Möglichkeit ein, zu der fachlichen 
und persönlichen Eignung des zur Beförde-
rung vorgeschlagenen Bewerbers Stellung zu 
nehmen oder auch selbst einen anderen Be-
werber vorzuschlagen. In den praktisch eher 
seltenen Fällen eines Dissenses zwischen 
Justizminister und Präsidialrat kann der Prä-
sidialrat ein Einigungsgespräch verlangen. 
Nach dem Einigungsgespräch kann der Mi-
nister die von ihm beabsichtigte Ernennung 
aussprechen (vgl. §  47 Abs. 6 HRiG). Inso-
weit kommt es in der Praxis gelegentlich vor, 
dass sich der Justizminister über das Votum 
des Präsidialrats hinwegsetzt. Anders als 
in anderen Bundesländern ist es in Hessen 
bislang nicht vorgesehen, bei abweichenden 
Auffassungen von Präsidialrat und Justizmi-
nister ein weiteres Gremium, zum Beispiel 
den Richterwahlausschuss, mit der Entschei-
dungsfindung zu betrauen. 

Die Grundsatzverantwortung für den Justiz-
haushalt liegt in Hessen weiterhin beim Jus-
tizministerium. Der Justizminister führt die 
entscheidenden Gespräche im Kabinett über 
die Mittelausstattung der Justiz. Dies gilt für 
zusätzliche Mittel genauso wie für die Betei-
ligung an etwaigen Einsparrunden. Gemein-
sam mit dem Finanzminister vertritt der die 
Belange der Justiz gegenüber dem Parlament 
als Haushaltsgesetzgeber. Die Justiz als Drit-
te Gewalt ist an dem Haushaltsaufstellungs-

6) Vgl. Sennekamp, Alle Staatsgewalt geht vom Volke 

aus!, NVWZ 2010, S. 213 ff. 1) 
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verfahren nur rudimentär beteiligt, indem 
sowohl die Gerichtsleitungen als auch die 
Personalvertretungen üblicherweise vor den 
entscheidenden Gesprächen zwischen dem 
Justizminister und dem Finanzminister Gele-
genheit erhalten, ihre Vorschläge anzubrin-
gen. 

Im Rahmen der Haushaltsausführung räumt 
das neue Haushaltswesen den Justizbehör-
den, insbesondere den Präsidialgerichten, 
Spielräume durch die so genannte Budgetie-
rung ein. Faktisch begrenzt aber die knap-
pe Finanzausstattung die eigentlich wün-
schenswerte Eigenverantwortung bei dem 
Einsatz der Personal- und Sachmittel.

III. Akzeptanz der deutschen und der hessi-
schen Justiz

Die Betrachtung des Status quo ist Grund-
voraussetzung für mögliche Veränderungs-
prozesse. Derjenige, der grundlegende Ver-
änderungen herbeiführen will, steht in der 
Pflicht, nachzuweisen, dass seine Reform-
vorstellungen zu einer Verbesserung führen. 
Veränderung darf nicht Selbstzweck sein. 
Die Geschichte der Justiz in der Bundes-
republik Deutschland und in Hessen ist in 
den vergangenen mehr als 60 Jahren eine 
große Erfolgsgeschichte gewesen. Allein die 
hessische Justiz wickelt jedes Jahr mehrere 
hunderttausend Verfahren zügig, qualitativ 
hochwertig und völlig geräuschlos ab. Wäh-
rend andere Teile der Gesellschaft, wie Par-
teien, Gewerkschaften und Kirchen, immer 
wieder Vertrauenskrisen durchlebt haben, 
ist das Vertrauen in die Dritte Gewalt unge-
brochen. 

Das hohe Vertrauen in die Justiz ist umso 
erstaunlicher, als die Anforderungen auch 
von außen immer mehr zugenommen ha-
ben. Egal welche Veränderungen oder Kri-
sen in der Gesellschaft auftreten, von der 
fortschreitenden Technisierung bis zur Ban-
kenkrise, die Justiz ist immer aufgerufen, 
Probleme zu lösen und Fehlentwicklungen 

Grenzen zu setzen. Hinzu kommt, dass es 
Justiz naturgemäß nicht allen recht machen 
kann. Es dürfte unbestritten sein, dass un-
sere funktionierende Justiz ein wichtiger 
Standortfaktor ist und ihre Verlässlichkeit 
und Schnelligkeit auch zur Stabilität und 
Prosperität der Gesellschaft beitragen. Die 
Unabhängigkeit der einzelnen Richterin oder 
des einzelnen Richters ist dabei fest veran-
kert. Übergriffe anderer Staatsgewalten in 
konkrete Entscheidungen der Dritten Gewalt 
stehen nicht in Rede. Die Unabhängigkeit 
des Richters ist selbstverständlich.

Auch die Anhänger einer Selbstverwaltung 
der Justiz stellen nicht in Abrede, dass die 
Justiz unter den aktuellen Rahmenbedingun-
gen sehr gute Arbeit leistet. Der derzeitige 
Vorsitzende des Deutschen Richterbundes, 
Christoph Frank, hebt ebenfalls hervor, dass 
die deutsche Justiz leistungsstark sei, sie bei 
der Erledigung der ihr übertragenen beson-
deren Aufgabe der Rechtsgewährung die ei-
genen hohen Qualitätsansprüche erfülle und 
bei den Bürgern, aber auch im internationa-
len Vergleich hohes Ansehen genieße.7 Dies 
folge aus Umfragen zum Vertrauen sowie aus 
objektiv messbaren Aufhebungs-, Vergleichs- 
und Erledigungsdaten. 

IV. Forderungen nach einer Selbstverwaltung.

Die Befürworter der Selbstverwaltung der 
Justiz stützen den Reformbedarf unter an-
derem auf eine defizitäre Personalausstat-
tung in den Ländern.8 Dies beeinträchtige 
den Rechtsgewährungsanspruch der Bürger. 
Auch habe die Justiz im geltenden System 
nicht die ihr gebührende Aufmerksamkeit. 
Eine breit angelegte und gerade auch in 
Krisenzeiten gebotene Diskussion über den 
Wert der Justiz finde zu selten statt. Durch 
die Einführung einer selbstverwalteten Jus-
tiz könnte es dagegen zu unmittelbaren, 
messbaren Verbesserungen in der Qualität 

7) Hierzu und zum Folgenden: Frank, aaO, S. 218.

8) Hierzu und zum Folgenden: Frank, aaO, S. 218 f.
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der Entscheidungen und der Dauer der Ver-
fahren, zu unmittelbaren Verbesserungen 
durch eine Stärkung der Justiz als unabhän-
gige Dritte Staatsgewalt und zu mittelbaren 
Verbesserungen durch die institutionelle 
und strukturelle Absicherung der Unabhän-
gigkeit der einzelnen Richter und Staatsan-
wälte kommen.9 Eine selbstverwaltete Justiz 
erlaube aufgrund der verbesserten Einbe-
ziehung von Sach- und Fachkenntnissen 
vor Ort in den Gerichten einen treffsicheren 
und transparenteren Einsatz von Personal 
und Mitteln. So würde eine selbstverwalte-
te Justiz andere Prioritäten setzen. Während 
die Exekutive mehr an der Bewahrung ihrer 
Machtposition als an der Funktionsfähigkeit 
der Institutionen interessiert sei, habe die 
selbstverwaltete Justiz ein originäres In-
teresse am Funktionieren ihrer Organe.10 
Schließlich werde eine politische Einfluss-
nahme auf Personalentscheidungen verhin-
dert. 

Als aktuelle Negativbeispiele für das gel-
tende System werden die mehrmonatige 
Vakanz in der Position des Präsidenten des 
Bundesfinanzhofs im Jahre 201111 und die 
Ernennung eines OLG-Präsidenten in Rhein-
land-Pfalz bei Unterlaufen des Grundrechts 
auf wirkungsvollen Rechtsschutz des Mitbe-
werbers12 angeführt.

Neben diesen praktischen Gesichtspunkten 
rekurrieren die Befürworter der Selbstver-
waltung auf den Gewaltenteilungsgrund-
satz. Die derzeitige Struktur beruhe auf ei-
nem überholten Staatsverständnis. Wie aller 
Macht wohne auch der Macht einer Regie-

rung über die Richter die Tendenz inne, so 
lange nach ihrer Erweiterung zu streben, bis 
sie auf Grenzen stoße. Das Können der deut-
schen Exekutive gegenüber der Dritten Ge-
walt durch das Setzen objektiver und klarer 
Grenzen einzuschränken, sei ein Gebot des 
Gewaltenteilungsprinzips, das aus Artikel 20 
Abs. 2 GG folge.13 

Schließlich beziehen sich die Reformbefür-
worter auf einen Vergleich mit anderen eu-
ropäischen Ländern. Deutschland stehe mit 
seinem System isoliert da. Mit Ausnahme 
von Österreich, Finnland und Tschechien hät-
ten alle anderen EU-Länder die strukturelle 
Unabhängigkeit mehr oder weniger verwirk-
licht. Die deutsche Justizstruktur würde heu-
te schwerlich die EU-Beitrittskriterien erfül-
len.14 

So habe die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates Deutschland unter der Be-
richterstattung der jetzigen Bundesjustizmi-
nisterin Leutheusser-Schnarrenberger mit 
Entschließung vom 30.09.2009 aufgefordert, 
ein System der Selbstverwaltung der Justiz 
einzuführen, und zwar gemäß der Justizrä-
te, die in den meisten europäischen Staaten 
vorhanden seien. Zudem möge Deutschland 
die Möglichkeit abschaffen, dass Justizmi-
nister der Staatsanwaltschaft Anweisungen 
zu einzelnen Fällen geben.15

V. Modelle einer Selbstverwaltung

In Deutschland existieren zur Selbstverwal-
tung vor allem zwei Modelle von Richterbün-
den und zwei in Hamburg und in Schleswig-
Holstein vorübergehend verfolgte Ansätze.

1. Deutscher Richterbund

Der Deutsche Richterbund hat ein Landes-

9) Frank, aaO, S. 219 f.

10) Weber-Grellet,Weitere Schritte auf dem Weg zur 

Selbstverwaltung der Justiz-Teil 2,DRiZ 2012,S.46, 

48.

11) Weber-Grellet, aaO, S. 48.

12) Hochschild, Von den Möglichkeiten der deutschen 

Exekutive zur Beeinflussung der Rechtsprechung, 

ZRP 2011, S. 65, 67.

13) Hochschild, aaO, S. 67.

14) Frank, aaO, S. 220.

15) Frank, aaO, S. 221.
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gesetz der Selbstverwaltung der Justiz im 
Jahr 2009 vorgelegt, das er als geeigneten 
Ausgangspunkt zur Entwicklung landes-
spezifischer Lösungen ansieht. Die Selbst-
verwaltung basiert dabei auf einem „Zwei-
Säulen-Modell“.16 Eine Säule bildet der 
Justizwahlausschuss, der sich mehrheitlich 
aus vom Parlament gewählten Abgeordne-
ten und aus direkt gewählten Richtern und 
Staatsanwälten zusammensetzt. Den Vorsitz 
führt der Landtagspräsident, dessen Stimme 
in Pattsituationen den Ausschlag gibt. Auf-
gabe des Justizwahlausschusses ist es, die 
Mitglieder des Justizverwaltungsrats zu wäh-
len und Entscheidungen bei einem Dissens 
zwischen dem Justizverwaltungsrat und den 
Personalvertretungsgremien zu treffen. Die 
zweite Säule ist der Justizverwaltungsrat als 
administrative Spitze der Justiz. Ihm gehört 
mindestens ein Mitglied der jeweiligen Ge-
richtsbarkeiten und der Staatsanwaltschaft 
an. An seiner Spitze steht der Justizpräsident 
als Leiter der Justizverwaltung. Er wird aus 
den Mitgliedern des Justizverwaltungsrats 
vom Parlament gewählt. Der Justizverwal-
tungsrat trifft alle Personalentscheidungen 
und nimmt die Dienstaufsicht wahr. Er stellt 
das Gesamtbudget der Justiz auf und vertritt 
es gegenüber dem Finanzminister und dem 
Parlament. Er soll ein Rederecht im Parla-
ment und im Haushaltsausschuss haben. 

Das Justizministerium hat nach dem Modell 
nur noch reduzierte Aufgaben, es verblie-
be bei den Zuständigkeiten im Bereich der 
Gesetzesarbeit, der Juristenausbildung, der 
Notaraufsicht, dem Gnadenrecht und dem 
Strafvollzug. 

2. Neue Richtervereinigung

Die Neue Richtervereinigung hat ein Modell 
entworfen, das den Präsidien der Gerichte die 
Verwaltung der einzelnen Gerichte überträgt 

und den von den Richtern des jeweiligen Ge-
richts gewählten Präsidenten als ausführen-
des Organ des Präsidiums ansieht. Der hie-
rarchische Aufbau der Justizverwaltung soll 
mithin abgeschafft werden.17

3. Schleswig-Holstein

Das Bundesland hat vor ca. fünf Jahren das 
Ziel verfolgt, Aufgaben, die dem operativen 
Geschäft zuzuordnen sind, wie der Justiz-
haushalt, die Justizorganisation und die Jus-
tizinformationstechnologie, aus dem Ministe-
rium auszugliedern und auf die Gerichte zu 
verlagern. Alle Gerichtsverwaltungsaufgaben 
sollten auf die oberen Landesgerichte über-
tragen werden, wobei das Oberlandesgericht 
Aufgaben der Fachgerichte mitübernehmen 
sollte. Ein Verwaltungsrat, der sich aus den 
Chefpräsidenten und gewählten Richterinnen 
und Richtern in gleicher Zahl zusammen-
setzt, sollte die gerichtsübergreifenden Fra-
gen beraten und koordinieren. Im Zuge von 
Umsetzungsschwierigkeiten und aufgrund 
eines Wechsels in der Spitze des Justizminis-
teriums ist das Projekt zwischenzeitlich auf-
gegeben worden.

4. Hamburg

Ausgangspunkt für die Reformbestrebun-
gen der Freien Hansestadt Hamburg war der 
schwarz-grüne Koalitionsvertrag vom April 
2008, der unter der Überschrift Justizpolitik, 
Gerichte und Staatsanwaltschaften folgendes 
formulierte:

„Die Koalitionspartner sind sich einig, er-
gebnisoffen in einen Diskussionsprozess zur 
Selbstverwaltung der Justiz einzusteigen, in 
dem auch die Steigerung der Effizienz the-
matisiert wird. Es soll geprüft werden, ob die 
Präsidentinnen und Präsidenten der 57 Ge-
richte ihre Belange im Haushaltsverfahren in 

16) Vgl. im Einzelnen: Schulte-Kellinghaus, aaO, 

 S. 256 ff.

17) Vgl. Schulte-Kellinghaus, aaO, S. 259.
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der Bürgerschaft ähnlich dem Datenschutz-
beauftragten vertreten können sollen.“

Die auf der Grundlage dieser Vereinbarung 
entwickelte Konzeption lehnte sich an das 
Zwei-Säulen-Modell des Deutschen Richter-
bundes an. Ein Justizwahlausschuss als Wahl- 
und Kontrollorgan und ein Justizverwaltungs-
rat als oberste Justizverwaltungsbehörde 
sollten die Organe der autonom verwalteten 
Justiz bilden. Außerdem sollten die Leitungs-
funktionen in der Gerichtsverwaltung künftig 
nur noch auf Zeit wahrgenommen werden. 
Hamburg hat die Bestrebungen der Selbst-
verwaltung nach einem Regierungswechsel 
zwischenzeitlich ebenfalls aufgegeben. 

5. Europa

Im europäischen Raum lassen sich heute 
fast überall Elemente der Selbstverwaltung 
finden, die allerdings unterschiedlich ausge-
staltet sind. Prinzipiell lässt sich zwischen 
Süd- und Nordeuropamodellen unterschei-
den. Während bei ersteren vor allem die 
Selbstverwaltung der richterlichen Laufbahn 
(Einstellung, Beförderung, Aus- und Fort-
bildung, Disziplinargewalt) im Vordergrund 
steht, liegen bei letzteren hauptsächlich die 
Befugnisse der Geschäfts- und Haushaltsfüh-
rung (des finanziellen und administrativen 
Managements) in den Händen eines Obers-
ten Richterrats.18 

Formal bietet das italienische Modell justizi-
eller Selbstverwaltung einen hohen Grad an 
struktureller Unabhängigkeit und eine klare 
Trennung der Gewalten. Es zeichnet sich vor 
allem durch einen starken und autonomen 
Obersten Richterrat (Consiglio Superiore del-
la Magistratura) aus, dem beispielsweise die 
gesamte Personalverwaltung der Justiz über-
tragen ist. Der Richterrat setzt sich überwie-
gend aus gewählten Mitgliedern zusammen, 
wobei die Richter und Staatsanwälte zwei 

Drittel der Mitglieder und das Parlament 
ein Drittel wählen.19 Ähnlich ist die Lage in 
Spanien. Auch hier sind die personellen Be-
fugnisse dem Justizminister entzogen und 
auf Richterräte übertragen. Allerdings wird 
immer wieder darauf hingewiesen, dass die 
Richtervereinigungen, welche die Richterräte 
tragen, in Spanien einer starken Politisierung 
ausgesetzt sind.20

Aus dem nordeuropäischen Raum kann auf 
das dänische Modell verwiesen werden, in 
dem ein Richterernennungsrat für die Er-
nennung der Richter und ein Gerichtsverwal-
tungsrat für finanzielle und administrative 
Aufgaben zuständig ist.21

VI. Bewertung der unterschiedlichen Ansätze

Rechtlich und tatsächlich ist ein System 
der strukturellen Unabhängigkeit der Justiz 
in Deutschland und in Hessen möglich, ge-
boten ist es indes nicht. Es kommt mithin 
auf einen Abwägungsprozess der Vor- und 
Nachteile an, in dessen Mittelpunkt die Fra-
ge stehen sollte, welcher Weg der Justiz den 
größten Nutzen bringt. Dabei stehen sich Er-
kenntnisse zu dem bisherigen System und 
Prognosen zur selbstverwalteten Justiz ge-
genüber.

Rechtlich ist die Selbstverwaltung vor allem 
auch am Maßstab des Demokratieprinzips 
zu messen. Dieses ist im geltenden System 
jedenfalls gewahrt, in dem der Justizminis-
ter die parlamentarische Verantwortung in-
nehat. Er leitet seine Stellung von der Wahl 
des Parlaments über die Wahl des Minister-
präsidenten unmittelbar vom Volk ab. Die 
demokratische Legitimation jedes einzel-
nen Richters ist grundsätzlich gegeben, weil 
der Richterwahlausschuss in Hessen und in 
anderen Bundesländern eine Mehrheit der 
unmittelbar demokratisch legitimierten Mit-

18) Vgl. Jeschke, Modelle einer selbstverwalteten Drit-

ten Gewalt in Europa, KritV 2010, S. 233.

19) Jeschke, aaO, S. 236 ff.

20) Jeschke, aaO, S. 248.

21) Vgl. auch hierzu: Jeschke, aaO, S. 250
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glieder (Abgeordnete, Minister) aufweist.22 
An diesem Maßstab sind auch etwaige wei-
tere Selbstverwaltungsgremien der Justiz 
zu messen. Daher sieht auch das Reform-
modell des Deutschen Richterbundes vor, 
dass der Justizwahlausschuss mehrheitlich 
aus demokratisch unmittelbar legitimierten 
Mitgliedern besteht; dem Landtagspräsiden-
ten und neun Mitgliedern des Landtags ste-
hen neun Mitglieder aus der Justiz und ein 
Rechtsanwalt mit (nur) beratender Stimme 
gegenüber. Entscheidungen bedürfen einer 
doppelten Mehrheit, nämlich der Mehrheit 
der Stimmen der anwesenden Mitglieder 
sowie der anwesenden Mitglieder des Land-
tags. Auch das Modell der Neuen Richterver-
einigung setzt auf eine Mehrheit der Volks-
vertreter, indem der Richterwahlausschuss 
zu zwei Dritteln aus Abgeordneten bestehen 
soll. Die Selbstverwaltung wird in personel-
ler Hinsicht vor allem mit der Gefahr begrün-
det, dass der Justizminister als Personalver-
antwortlicher politische Gesichtspunkte in 
seine Personalentscheidungen einfließen 
lassen könnte. In der Tat lässt sich eine sol-
che Gefahr nicht von vornherein negieren. 
Allerdings setzt auch das geltende System 
klare Grenzen.

Diese folgen zunächst daraus, dass sich je-
der Minister parlamentarisch verantworten 
muss. Schon aus Gründen des politischen 
Selbstschutzes wird er sich davor hüten, 
politisch motivierte Auswahlentscheidun-
gen zu treffen. Schließlich hätten solche 
Entscheidungen auch in Konkurrentenstreit-
verfahren keinen Bestand. Im Übrigen ist 
die Justiz auch im geltenden System ein-
flussreich in der Vorbereitung der Perso-
nalentscheidungen. Die Beurteilungen der 
Richterinnen und Richter, die den Auswah-
lentscheidungen zugrunde liegen, werden 
unmittelbar in der Justiz verfasst. Die hes-
sischen Beurteilungsrichtlinien für Richter 
und Staatsanwälte sehen eine Überbeurtei-

lungskompetenz des Justizministeriums ge-
rade nicht vor. Dem Justizminister23 ist es 
durch diese Vorbereitung des Besetzungs-
verfahrens innerhalb der Justiz grundsätz-
lich verwehrt, einen politisch genehmen 
Kandidaten einem besser bewerteten Mit-
bewerber vorzuziehen.

Wer gleichwohl politische Implikationen bei 
Besetzungsverfahren beklagt, sollte sich 
vor allem die Frage stellen, ob diese denn 
in den Modellen der Selbstverwaltung aus-
geschlossen wären. Auch hier haben Par-
teivertreter allein schon aufgrund der not-
wendigen Legitimationskette einen hohen 
Einfluss. Der Verlust eines politisch Verant-
wortlichen in Gestalt des Justizministers 
könnte sogar dazu führen, dass die Hemm-
schwelle für politische Betrachtungen sinkt. 
Auch der Blick ins europäische Ausland, na-
mentlich nach Spanien, zeigt, dass Systeme 
der Selbstverwaltung vor einer Politisierung 
nicht gefeit sind.

Eine maßvolle Ausweitung der Beteiligung 
der Justiz an Auswahlentscheidungen könn-
te sinnvoller sein als ein abrupter System-
wechsel. Für Hessen könnte beispielsweise 
erwogen werden, den Präsidialrat, der auf-
grund des Letztentscheidungsrechts des 
Ministers oft als zahnloser Tiger angesehen 
wird, mit mehr Macht auszustatten. Dabei 
sind sowohl ein echtes Vetorecht als auch 
die Beteiligung eines weiteren Gremiums, 
zum Beispiel des Richterwahlausschusses, 
bei einem Dissens zwischen Justizministeri-
um und Präsidialrat denkbar.

Die Befürworter einer weit gefassten Selbst-

22) Vgl. hierzu: Sennekamp, aaO, S. 214.

23) Vgl. Ziffer III.5 der Richtlinien zur dienstlichen Beur-

teilung der Richterinnen und Richter, Staatsanwäl-

tinnen und Staatsanwälte, HessischesJMBl. 2012, S. 

196, 199. Die Ziffer regelt allein eine Überbeurtei-

lungskompetenz der Präsidenten der Obergerichte 

und des Generalstaatsanwalts zur Einhaltung eines 

einheitlichen Beurteilungsmaßstabs vor.
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verwaltung führen darüber hinaus an, dass 
diese zu einer besseren Ausstattung der 
Justiz führe, weil die Justiz ihre Belange 
dem Parlament unmittelbar vortragen kön-
ne. Diese Behauptung lässt sich weder bele-
gen noch widerlegen, weil es an belastbaren 
Beispielen fehlt. Es sprechen jedenfalls ge-
wichtige Gründe für die Annahme, dass die 
ständige Präsenz der Justiz am Kabinetts-
tisch einer angemessenen Ausstattung eher 
nützt als schadet. Im Übrigen entspricht es 
der Gesamtverantwortung einer Regierung, 
dass sie unterschiedliche Interessen, die bei 
der Verteilung begrenzter staatlicher Mittel 
zu beachten sind, austariert und vor den 
Wählerinnen und Wählern verantwortet. Da-
bei dürfte ein Justizminister im Interesse 
seines politischen Erfolges immer gut bera-
ten sein, für die Justiz positive Ergebnisse 
herauszuholen. 

Es bestehen Zweifel, ob eine selbstver-
waltete Justiz praktisch überhaupt in der 
Lage wäre, das Haushaltsaufstellungsver-
fahren durchgängig und mit der erforderli-
chen Intensität zu begleiten. Die Verweise 
auf die Datenschutzbeauftragten oder die 
Verfassungsgerichte dürften insoweit nicht 
tragfähig sein, weil sie wesentlich kleinere 
Bereiche verantworten. Zu besorgen ist im 
Übrigen, dass eine selbstverwaltete Justiz 
vor schwierigen Verteilungskämpfen stehen 
würde. Es darf insoweit bezweifelt werden, 
dass die neu zu bildenden Räte überhaupt  
die notwendige Schlagkraft und Handlungs-
fähigkeit besitzen würden. Das Justizmi-
nisterium als insoweit neutrale und hierar-
chisch gegliederte Instanz bietet jedenfalls 
eher die Gewähr dafür, dass die Belange 
aller Gerichtsbarkeiten und der Staatsan-
waltschaften in angemessener Weise zum 
Tragen kommen. Ohnehin ist anzuerkennen, 
dass die Justizministerien in der Regel viel 
justizfreundlicher handeln, als es die For-
derungen nach Selbstverwaltung vermuten 
lassen. Immer wieder weisen die Justizmi-
nisterien gegenüber anderen Ressorts, nicht 

zuletzt den Finanzministerien, auf die zu 
beachtenden Besonderheiten der Dritten 
Gewalt hin. Zu der justizfreundlichen Sicht-
weise trägt auch bei, dass die Justizministe-
rien ihr Personal in der Regel aus der Justiz 
selbst über vorübergehende Abordnungen 
rekrutieren. Eine Abkapselung der Justiz 
würde den Austausch zwischen Theorie und 
Praxis, von dem alle Seiten profitieren deut-
lich reduzieren.

Eine Selbstverwaltung der Justiz könnte au-
ßerdem zu einer Schieflage innerhalb der 
Justiz führen. Zum einen besteht die Gefahr 
einer ausgesprochen starken Richterzentrie-
rung, die zu Lasten des nicht-richterlichen 
Personals gehen könnte. Die Gesamtverant-
wortung des Justizministeriums gewährleis-
tet auch hier am ehesten einen gerechten 
Ausgleich. Zum anderen könnten die Staats-
anwaltschaften abgekoppelt werden. Eine 
Spaltung der Justiz in eine selbstverwaltete 
Gerichtsbarkeit und eine davon ausgenom-
mene Staatsanwaltschaft wäre zu beklagen, 
weil sie die Staatsanwaltschaften zu Justiz-
behörden zweiter Klasse machen und die 
anzustrebende Durchlässigkeit von Rich-
teramt und Staatsanwaltsamt erschweren 
würde. Mittelfristig wären Auswirkungen 
auch auf die Einstellungskriterien und die 
Besoldung bei den Staatsanwaltschaften zu 
befürchten. 

Letztlich taugen auch die anderen europäi-
schen Länder nicht als Beispiel. Jedes Land 
hat seine eigene Tradition, die nicht leicht-
fertig über Bord geworfen werden sollte. 
Italien und Spanien sind Beispiele für eine 
umstrittene, im politischen Fokus stehen-
de Justiz. Auch wenn die Ursachen hierfür 
nicht allein in der Selbstverwaltung liegen, 
spricht das gute und letztlich auch bessere 
Funktionieren der deutschen Justiz doch ge-
gen ein Nacheifern und die Notwendigkeit 
eines grundlegenden Systemwechsels.
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VII. Zusammenfassung und Ausblick

Die Selbstverwaltung der Justiz ist weder 
Zukunft noch Irrweg. Die Wahrheit liegt wie 
so oft in der Mitte. Verbesserungen inner-
halb des geltenden Systems, das bereits 
vorsichtige Elemente einer Selbstverwaltung 
enthält, scheinen vorzugswürdig. Mögliche 
Ansatzpunkte für eine weitere Stärkung 
der Dritten Gewalt liegen in einem Ausbau 
bestehender Beteiligungsrechte. So könn-
te die Stellung des Präsidialrats gestärkt 
werden, indem ihm eine echte Mitbestim-
mung ermöglicht würde. Daneben könn-
ten die Beteiligungsrechte aller Richterräte 
auch in Hessen durch die Schaffung eines 
übergeordneten, für alle Bereiche zuständi-
gen Hauptrichterrats, den es bereits in vie-
len Bundesländern gibt, gebündelt werden. 
Weiterhin sind Ansätze zu begrüßen, wel-
che die Stellung der Staatsanwaltschaften 
weiter stärken und diese den Gerichten an-
nähern. Hierzu könnte auch ein Verzicht auf 
das externe Weisungsrecht gehören, zumal 
dieses in der Praxis in aller Regel ohnehin 
nicht ausgeübt wird. Die Diskussion über 
die Selbstverwaltung der Justiz wird aktuell 

bleiben und weiter Eingang in die politische 
Diskussion finden. Wichtig ist, dass der Dis-
kussionsprozess breit geführt wird. Schließ-
lich geht es um Grundsatzfragen des Staats-
gefüges. Die Diskussion sollte nicht allein 
denen überlassen bleiben, die durch eine 
Selbstverwaltung Macht verlieren, nämlich 
den Justizministerien, oder gewinnen, näm-
lich den Richtervertretungen. Ideologische 
Grabenkämpfe nutzen der Justiz an die-
ser Stelle nicht. Im Gegenteil: Es bestünde 
die Gefahr, dass die Bevölkerung in ihrem 
Grundvertrauen in die Justiz eher verunsi-
chert wird. Ziel sollte es sein, die Debatte 
pragmatisch und ohne ideologische Scheu-
klappen zu führen. So wird der Justiz am 
meisten genutzt. Und um diesen Nutzen 
sollte es doch allen Beteiligten gehen.

Dieser Aufsatz ist erstmals erschienen in: 
„Auf festem Fundament: Festschrift für 
Christean Wagner zum 70. Geburtstag“, 
Duncker & Humblot, Berlin 2013. 
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Richterrätevollversammlung 2013

Rede des Vorsitzenden des Bezirksrichterrates beim Oberlan-

desgericht und des Hauptrichterrates der ordentlichen Ge-

richtsbarkeit am 26. September 2013 in Gießen-Kleinlinden 

VRLG Ingolf Tiefmann

Meine sehr verehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste!

Solche Veranstaltungen, wie die heuti-
ge, sind nicht nur geprägt vom objektiven 
Kampf ums Recht, hier: ums Personalver-
tretungsrecht, seine Auslegung, seine An-
wendung oder Nichtanwendung, sondern es 
geht auch darum, Anhängerschaft für die je-
weilige Sichtweise zu gewinnen. Die vertre-
tenen Sichtweisen mögen für den jeweiligen 
Vertreter / Protagonisten zutreffend sein, al-
lerdings ist die jeweilige Sichtweise auf dem 
Hintergrund der korrespondierenden Verant-
wortung zu sehen. Diese Verantwortungen 
sind teilweise gegenläufig. Mit Hegel: Nur 
das Ganze ist die Wahrheit. 

Hier kollidiert die Sichtweise des Ministeri-
ums mit der Sichtweise der Dritten Gewalt. 
Als Kollision begriffen, bedarf es der Schaf-
fung von Kollisionsregeln.  Es stellen sich 
somit folgende Fragen: Ist die Lösung ein 
tercium? Dieses inhaltlich-materiell oder / 
und formal-procedural oder / und inhaltlich-
discursiv?

Also auch die Fragen nach Maßstäben, Fo-
ren, Beteiligungschancen und Verfahren für 
die betroffenen Akteure.

Erste konstruktive Antwort: Ihre Teilnahme 
an der heutigen Veranstaltung.
22. September 2013, ein Schicksalsdatum für 
das deutsche Volk, für das hessische Volk, 

für die Justiz, für die Dritte Gewalt, für das 
Personalvertretungsrecht? 
Eine Frage und Aufgabe für die Geschichten- 
macher und die Geschichtsschreiber. Im Sinne 
von, ganz Hessen ist ein Konzern, bis auf ein klei-
nes recalcitrantes Dorf: also die Dritte Gewalt. 

Im Sinne aktueller Betriebslogik von NSI, 
weder NSU noch NSA, sondern NSM als NVS, 
auch für die Justiz, mit anderen Worten: 

In diesem Sinne: Der Zeitpunkt für eine 
Schlussbilanz und eine Eröffnungsbilanz ist 
gekommen.

Die entscheidenden Fragen sind:

1.	 Was haben uns die letzten 4 bzw. 5 
	 Jahre gebracht?

2.	 Was können und/oder könnten uns die 
nächsten 4 bis 5 Jahre bringen?

Ich weiß nicht, ob es politisch noch korrekt 
ist, möchte aber dennoch mich auf die Bibel 
beziehen. „Wasser predigen, Wein trinken“ 
oder „Nicht an den Worten, sondern an den 
Taten werdet Ihr sie erkennen“. 

Also: zu 1.

Was haben uns, uns, das soll zuvörderst die 
Rechtsprechung und dann die Justiz heißen, 
nun: Was haben uns die letzten 4 / 5 Jahre 
gebracht?



29

Dies nur in Stichworten:
 

1. 	Personalabbau, d. h. KiP.
2. 	Gerichtsschließungen, d. h. KuK.
3. 	Neue Justizbehörde in Bad Vilbel.
4. 	Verdoppelung der Staatssekretäre. 
5. 	Beförderungen im Ministerium auf so-

genannte OLG-Stellen, ohne entspre-
chende Vergleichbarkeit.

6.	 Sogenannte Dienstrechtsmodernisie-
rung, die der Exekutive mehr Einfluss 
auf die Richterschaft gibt.

7.	 Systemischer und systematischer Qua-
litätsabbau.

8.	Verlust der gerichtlichen IT-Stelle, da-
für eine neue Behörde, wie bereits an-
gedeutet.

Sie sehen es mir nach, wenn ich weitestge-
hend auf Würzung verzichte und nicht weiter 
darauf hinweise, dass erst 50 % der Arbeits-
gerichte und erst fünf weitere eigenständige 
Amtsgerichte platt gemacht wurden. 
Es sind folgende Amtsgerichte, zur Erinne-
rung:
 

1.	Usingen,
2.	Nidda,
3.	Bad Arolsen,
4.	Rotenburg und
5.	 Schlüchtern.

Historische Entwicklung:

1965	 Amtsgerichte insges.: 83,
		  Amtsgerichte mit Zweigstellen: 15, 		

	 Zweigstellen: 18; 
1980 	Amtsgerichte insges.: 58, 
		  Amtsgerichte mit Zweigstellen: 08, 		

	 Zweigstellen: 10;
2008	 Amtsgerichte insges.: 46, 
		  Amtsgerichte mit Zweigstellen: 05, 		

	 Zweigstellen 05;
13/14	 Amtsgerichte insges.: 41, 
		  Amtsgerichte mit Zweigstellen: 03, 		

	 Zweigstellen: 03.

Ich räume ein, will man Bürgernähe, muss 
man Gerichte schließen, dies selbst dann, 
wenn die Koalitionsvereinbarung von FDP 
und CDU das Gegenteil dem eigenen Volke 
verkündet. Ein Argument aus der Exekutive: 
Man könne ja Gerichte schließen, denn Oma 
Erna habe ja Internet. Ich beobachte diese 
Entwicklung bereits für seit ca. 500 Jahren, 
Justitia wird periodisch beschnitten, durch 
die Exekutive. 

Ist dies als Steilvorlage der objektiven Ver-
nunft für die Notwendigkeit der Einführung 
der Selbstverwaltung zu verstehen?

Ich nehme nunmehr Bezug auf eine Pres-
severöffentlichung unseres Finanzministers.

Da hat die Justiz personell fast am meisten, 
gemessen am jeweiligen Einzelplan, geblutet. 
Absolut war der personelle Aderlass bei der 
Justiz immerhin an der zweiten Stelle aller 
genannten Ressorts.

Hinsichtlich des Abbaupfades liegt die Justiz 
bezüglich des Abbaufaktors insoweit noch 
vor dem Ressort Wirtschaft.

Das Ressort Wirtschaft soll 450 Stellen, und 
damit absolut am meisten Stellen aller Res-
sorts, verlieren.

Das Ressort Justiz soll 370 Stellen, und liegt 
damit in Bezug auf alle Ressorts in absolu-
ten Zahlen an zweiter Stelle, verlieren.

Obgleich das Ressort Wirtschaft in absoluten 
Zahlen, d. h. 80 Stellen, mehr verliert als die 
Justiz, beläuft sich der Verlustanteil, gemes-
sen am jeweiligen Haushaltstitel, im Fall der 
Justiz auf einen höheren Anteil, Abbaufaktor 
30, als bei der Wirtschaft, Abbaufaktor 29.

Damit steht fest, auch hier bringt die Justiz 
ein Sonderopfer. Ein Sonderopfer, welches 
nicht gerechtfertigt ist. Ein Sonderopfer zulas-
ten der eigenen rechtsuchenden Bevölkerung.
Ein weiteres Sonderopfer wird deutlich, wenn 
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man die Regierung hört, wonach es eine Leh-
rerüberversorgung von 105 % gibt, während 
in der ordentlichen Gerichtsbarkeit mit einer 
Überlast von bis zu 130 % geschuftet wird.

Dann und danach stellte sich der Abschied 
nehmende Präsident des Rechnungshofes in 
die Öffentlichkeit, ohne von unserm Justizmi-
nister in gleicher Weise korrigiert zu werden, 
und verkündet, die Justiz dürfe nicht länger 
ein geschonter Bereich sein und müsse auch 
Personal abbauen. Also: Stellen vernichten. 
Das ist Qualität! Herrschendes Argument: 
Sparen, einsparen, egal wie teuer.

Diaphane Begründung: Zauberwort Schulden-
bremse. Benutzt, um unliebsame Erfordernis-
se niederzumachen. Der Begriff wird beliebig 
genutzt. Beobachten Sie es selbst.

Bei Gegenrede: Neudeutsch: op-ed: 
Das eigene Volk hat es selbst gewollt, es 
steht in der Verfassung.

Vordergründig versteht es die Regierung, dies 
dem eigenen Volke gegenüber überzeugend 
zu begründen, zumindest dem gegenüber, der 
sich überzeugen und beruhigen lassen will. 
Wer allerdings eigenständig denkt und nach-
denkt, findet die Argumente wenig überzeu-
gend. Auch weil sich die Regierung ständig 
widerspricht und widersprüchlich handelt.

En passant: Der Haushalt wird synonym als 
leere Kasse dargestellt.  

Diese leere Kasse enthält jedes Jahr mehr 
Geld, z. B.: 

2006 waren es 	 23.195.433.900 Euro. 
2011 waren es 	 28.389.003.800 Euro. 
2014 werden es sein: 	32.140.566.100 Euro.
Also: von 23 Milliarden über 28 Milliarden zu 
32 Milliarden Euro.

Ich hatte bisher unter leerer Kasse was ande-
res verstanden, aber nun verstehe ich Politi-
ker besser.

Aus der Rechtsprechung kommend, richterli-
che Verantwortung tragend, den Rechtsstaat 
in jedem Einzelfall verwirklichend, hat die 
Dritte Gewalt die Einzelfallgerechtigkeit lei-
tend vor Augen.

Fazit: Die Dritte Gewalt hat, verantwortet durch 
die Exekutive und unter Vormundschaft der Ex-
ekutive stehend, wie gewohnt, weiter an Quali-
tät eingebüßt, denn auch Quantität ist Qualität.

Nunmehr! Also: zu 2.

Was können und könnten uns die nächsten
4 – 5 Jahre bringen?

Alles wird noch schlechter oder synonymisch 
formuliert noch ergonomischer?
Die Schlagworte der Regierenden verheißen 
wieder eine blühende Landschaft, eine blü-
hende Zukunft! 

Blüten oder Blüten?

1. Bis 2020, in etwa, die vollelektronische 
Akte / Aktenbearbeitung.

2.	 Der ergonomische Arbeitsplatz / die ergo-
nomische Akte.

3.	 Pebb§y-Nacherhebung und ihre Umsetzung. 
4.	 Pebb§y Umsetzung in Gewinner und Ver-

lierer. Hessen wieder Verliererland?
5.	 Pebb§y, eine Erhebung ohne Beteiligung 

der Räte?
6.	 Davin§y, als westliche Erscheinungsform 

des sozialistischen Wettbewerbs.
7.	 Davin§y darf nicht zum Human-Kanniba-

lismus werden.
8.	 Sparen am Rechtsstaat, euphemistisch 

verschleiert: Umbau.
9.	 Redemokratisierung des Personalvertre-

tungsrechtes. Nordkorea kann und darf 
nicht Orientierung und Vorbild sein!

10.	Erweiterte Selbstverwaltung?
11.	Steuerung der Richterschaft durch Ver-

waltung und Aufsicht: Durchschnitt als 
Maßstab, überlange Verfahren, Beurtei-
lungen, Beobachtung, Statistik, Beförde-
rungen, etc.?
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12.	Beförderungen im Ministerium nicht 
mehr nur auf OLG-Stellen, ohne entspre-
chende Vergleichbarkeit, nach Protesten 
vielerorts, sondern nunmehr auch auf 
Stellen weiterer aufsichtsführender Rich-
ter und andere Stellen? 

13.	Weiterer Personalabbau?
14.	Weitere Gerichtsschließungen?
15.	Weiterer Qualitätsabbau?
16.	...?

Der Begriff „ergonomisch“, ergonomische 
Akte, ergonomischer Arbeitsplatz, muss 
nicht, wie er verheißt oder verheißen könn-
te, eine flächendeckende Verschlechterung 
für die Dritte Gewalt, die Rechtsprechung, mit 
sich bringen.

Er ist mit Leben zu füllen, woran die Praxis 
der Rechtsprechung früh und umfassend zu 
beteiligen ist. Vielleicht kann hinsichtlich des 
ergonomischen Arbeitsplatzes das Schlimms-
te verhindert werden. Bisherige Verzöge-
rungstaktiken verheißen nichts Positives.

Was sich hinter den Worten verbirgt, kann 
man nur ahnen oder befürchten, nach den 
Erfahrungen der letzten 500 Jahre in Deutsch-
land.

Das „Ergonomische“ analytisch betrachtet: in 
dreifacher Weise homonymisch besser: ho-
mophonisch:

a.) Leid-Motiv: Der Rechtsstaat leidet.

b.)	Leit-Motiv: Das Geld bzw. die Exekuti-
ven als Subsysteme leiten. Sub Verbum 
Schuldenbremse als verheißungsvolle 
Wunderwaffe.

c.) Light-Motiv: Es wiegt als Argument kaum.
Ich stand der Forderung nach Selbstverwal-
tung der Justiz und der Dritten Gewalt immer 
kritisch gegenüber, obwohl man dies als ein 
Gebot der Verfassung sehen könnte, wenn 
es die Regierung erlaubte, denn, Rechtspre-
chung sollte bei Justiz im Zentrum stehen, 

allerdings stört und belästigt nicht nur die 
Dritte Gewalt die Ministerialverwaltung, so 
hat es den widerlegbaren Anschein, sondern 
es gibt eine wahre Invasion der Ministerial-
verwaltung in die Gerichts- und Justizverwal-
tung hinein, und dies auch im doppelten Sin-
ne als Belastung: Bindung von Arbeitskraft 
und kontraproduktive Fremdentscheidun-
gen (z. B. NVS, NSI, NSM, KLR, ESS, Pebb§y, 
Davin§y, usw. Legion). 

Allerdings, und somit als alternativlose Kon-
klusion der Schlussbilanz und als Vortrag in 
der Eröffnungsbilanz, hat diese Regierung 
mich davon überzeugt, die erweiterte Selbst-
verwaltung als effektivste und effizienteste 
Problemlösung und Entlastung der Regierung 
zu fordern, die für die Rechtsprechung im Ein-
zelfall eh keine Verantwortung trägt und sich 
im Fall des Bruchs an der Sollbruchstelle hin-
ter der richterlichen Unabhängigkeit verbirgt, 
und damit einzuführen.

Der Hinweis, in Spanien gäbe es mit der erwei-
terten Selbstverwaltung Probleme, verfängt 
nicht, denn erstens sind wir in Deutschland 
und zweitens will hier auch keiner hier die 
Marktwirtschaft abschaffen, weil sie in Spani-
en den Bach runter geht.

Es kann nicht sein, dass die Qualität not-
wendiger Rechtsprechung – als Personal, als 
Struktur, als Gesetze, als flächenrepräsentant 
usw. - einem blinden, teuren und ineffektiven 
Spardiktat zulasten des eigenen Volkes unter-
geordnet wird.

Auf der Symbolebene können wir, das Volk, 
mit den Herrschenden, der Regierung, dem 
Minister, dem Staatssekretär, schnell Einigkeit 
erzielen. Dies allerdings schon nicht mehr in 
der Sprachanwendung.
In der Konkretisierung können wir meistens 
nur die Begründung der Herrschenden de-
maskieren, aber die nackte Entscheidung 
wird häufig, parlamentarisch-demokratisch, 
legalisiert, also eben nicht legitimiert.
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Die Fragen, die wir uns stellen können, sind:

1.) Was wollen wir? Was für einen Staat, was 
für ein Rechtssystem wollen wir? Was 
sind wir bereit, dafür auszugeben? 

 Wie soll unser Arbeitsplatz zukünftig aus-
sehen?

  Anmerkung: 05 04, Buchungskreisnum-
mer 2410, die ordentliche Gerichtsbar-
keit, kostet den Steuerzahler 2014 als 
Zuschuss 336.494.200 Euro, d. h. 1,05 %, 
gemessen am Gesamthaushalt, dieser 
beträgt 32.140.566.100 Euro. Dies noch 
ohne Berücksichtigung eventueller Mehr-
zahlungen an den Gesamthaushalt durch 
überschießende Verfahrenseinnahmen 
und sogenannter Plünderungen der Justiz 
durch fiktive Mondmieten u. a.

2.) Wie können wir, obige Fragen beantwortet 
habend, als Ziele formuliert seiend, diese 
Ziele erreichen?

Wir, der Bezirksrichterrat beim Oberlandesge-
richt bzw. als Hauptrichterrat der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit, sind zu fairen, ergebnisoffe-
nen, der Sache, dem Rechtsstaat verpflichte-
ten Erörterungen mit unserer Betreuerin, der 
Exekutive, weiterhin, trotz …., bereit.

Alle sind herzlich eingeladen, sich hieran zu 
beteiligen!

Meine Damen und Herren,

ich danke für Ihr verstehendes Zuhören,
ansonsten für Ihre Geduld. Für Rückfragen 
stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung!

Bundesweite Studie zur Lage der deutschen Justiz

In einem Sonderbericht zum Roland Rechts-
report 2014 beleuchtet das Institut für De-
moskopie Allensbach erstmals repräsentativ 
die Lage der deutschen Justiz. Die überwäl-
tigende Mehrheit der knapp 1.800 befrag-
ten Richter und Staatsanwälte in Deutsch-
land sieht das deutsche Rechtssystem zwar 

äußerst positiv, beklagt aber zugleich den 
Personalmangel an den Gerichten, eine als 
unzureichend empfundene Bezahlung, die 
Weisungsbefugnis der Justizminister gegen-
über Staatsanwälten sowie einen immer 
höheren Erledigungsdruck.  

Weitere Informationen unter www.drb.deWeitere Informationen unter www.drb.de
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Richterliche Abordnungen aus Sicht des Richterrats

Jochen Kirschbaum, Richter am LG 
Frankfurt/M.

I. Einleitung 

Die Beteiligung an richterlichen Abordnun-
gen, die länger als sechs Monate dauern, ist 
in der Praxis ein wesentliches Tätigkeitsfeld 
des Richterrats. Der folgende Beitrag be-
schreibt deswegen das einzuhaltende Ver-
fahren und die bestehenden Beteiligungs-
rechte. 

II. Beteiligungsrechte des hessischen Perso-
nalvertretungsrechts

Das Recht der richterlichen Personalver-
tretung ist im Wesentlichen im HRiG und 
HPersVG geregelt. Die Beteiligungsrechte der 
Personalvertretungen werden im HPersVG - 
entsprechend der Terminologie des BPersVG 
- in drei Stufen entwickelt. 

•	 Die „stärkste“ Form der Beteiligung ist 
das sog. „Mitbestimmungsrecht“. Hier 
beantragt der Dienststellenleiter die „Zu-
stimmung“ der Personalvertretung, § 69 
Abs. 2 Satz 1 HPersVG. Wird sie nicht er-
teilt, wird die jeweilige Maßnahme nicht 
wirksam. Jedoch kann die Behördenlei-
tung - falls sich keine Einigung erzielen 
lässt - das in §§ 70, 71 HPersVG vorgese-
hene Stufenverfahren einleiten. 

•	 Eine „mittlere“ Form der Beteiligung ist 
das sog. „Mitwirkungsrecht“. Eine „Zu-
stimmung“ des Richterrats ist für die 
Wirksamkeit der Maßnahme nicht er-
forderlich. Vielmehr wird die beantragte 
Maßnahme wirksam, wenn der Richter-
rat nicht binnen bestimmter Fristen Ein-
wendungen erhebt. Lässt sich keine Ei-
nigung erzielen, kann der Richterrat das 
sog. Stufenverfahren einleiten. 

•	 Als „einfachste“ Form der Beteiligung 
bleibt die sog. „Beteiligung“. Dabei ist 
der Personalvertretung nur rechtliches 
Gehör zu gewähren. Sie hat keine Mög-
lichkeit, inhaltlich auf die Entscheidung 
Einfluss zu nehmen. 

III. Qualität des Beteiligungsrechts 

Die Beteiligungsform des Richterrats bei Ab-
ordnungen hat bereits vor geraumer Zeit Än-
derungen erfahren. 

1. Die „Neuregelung“ des § 36 Abs. 2 Ziffer 
1 HRiG

Durch die „Neuregelung“ des Personalver-
tretungsrechts im Jahre 19911 wurden die 
Beteiligungsrechte des Richterrats beschnit-
ten. Sah das HRiG in der zuvor geltenden 
Fassung2 in §§  36 Nr. 1, 37 HRIG a.F. (1962) 
noch vor, dass bei fehlender Einigung auto-
matisch ein Stufenverfahren eingeleitet wur-
de, beseitigte man dies durch die „Neurege-
lung“ im Jahre 1991. Stattdessen billigte der 
Gesetzgeber dem Richterrat nur noch ein 
sog. „Mitwirkungsrecht“ bei Abordnungen 
zu. Die Stellung des Richterrats ist damit seit 
1991 schwächer ausgestaltet als diejenige 
des Personalrats, der bei Abordnungen von 
über sechs Monaten ein „Mitbestimmungs-
recht“ hat, § 77 Abs. 1 Ziffer 1 lit. f.), Ziffer 2 
lit. d) HPersVG. 

2. Kritik und Restriktionsversuche

Es überrascht nicht, dass gegen diese Neu-
regelung Kritik laut geworden ist. Sie geht 

1) Neufassung des Hessischen Richtergesetzes vom 

11. 3. 1991 (GVBl I, 54ff.) aufgrund Art. 5 des Geset-

zes zur Änderung des Hessisches Richtergesetzes 

vom 25. 9. 1990 (GVBl. I, S. 555ff.).

2) Fassung des HRiG vom 19.10.1962 (GVBl. I, 455ff.).
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teils recht weit. So wurde sogar vorgeschla-
gen, trotz des recht eindeutigen Wortlauts 
unter Rückgriff auf §  77 Abs. 1 Ziffer 1 lit. 
f.) HPersVG dem Richterrat ein Mitbestim-
mungsrecht zuzubilligen. Diese Auffassung 
führt als Grund an, dass die gesetzliche Re-
gelung grundsätzlich auch eine Abordnung 
von Richtern ohne deren Zustimmung zu-
lasse. Hierdurch entstehe die Gefahr, dass 
justizpolitische Fehlsteuerungen im Wege 
von Abordnungen ausgeglichen würden. Ein 
Mitbestimmungsrecht des Richterrats durch 
Anwendung des § 77 HPersVG sei deswegen 
zum Schutz der Kollegen zu fordern.3 

Unabhängig davon, ob man das im Hinter-
grund der Argumentation stehende justiz-
politische Anliegen teilt oder nicht, wird 
man diesem Ansatz den recht eindeuti-
gen Wortlaut des § 36 Abs. 2 Ziffer 1 HRiG 
entgegenhalten müssen. Zudem bestehen 
die von dieser Kritik entwickelten Fehl-
steuerungsgefahren zumindest nach der-
zeitiger Rechtslage nicht.4 Die Abordnung 
von Richtern auf Lebenszeit, auf die sich 
§ 36 Abs. 2 Ziffer 1 HRiG allein bezieht, ist 
ohne deren Zustimmung nur in sehr en-
gen Grenzen möglich. Der Landesgesetz-
geber hat im HRiG bisher keine Regelung 
zur Zulässigkeit von Abordnungen geschaf-
fen. Zwar existieren im Beamtenrecht recht 
weitreichende Abordnungsmöglichkeiten 
ohne Zustimmung der Betroffenen, wenn 
dienstliche Belange dies erfordern (§  28 
HBG, § 14 HBeamtenStG). Diese Regelungen 
sind jedoch aufgrund des in § 2 HRiG ent-
wickelten Primats des DRiG nicht anwend-
bar: Vielmehr bleibt es auch für Richter 
im hessischen Landesdienst bei der Rege-

lung des § 37 DRiG.5 Zustimmungslose Ab-
ordnungen von auf Lebenszeit ernannten 
Richtern sind damit nur in Vertretungsfäl-
len für eine Höchstdauer von drei Monaten 
zulässig, § 37 Abs. 3 DRiG. Ob derartig kur-
ze Abordnungen überhaupt geeignet sind, 
systemische Fehlsteuerungen in der Praxis 
auszugleichen, erscheint bereits nicht aus-
gemacht. Entscheidend dürfte aber sein: 
Da eine zustimmungslose Abordnung oh-
nehin nur bei Abordnungen bis zu drei Mo-
naten möglich ist, ließe sich derzeit auch 
durch einen Rückgriff auf das HPersVG kein 
Mitbestimmungsrecht des Richterrats be-
gründen, § 77 Abs. 1 Ziffer 1 lit. e) HPersVG. 
Denn nach dieser Vorschrift wird auch erst 
bei Abordnungen, die länger als sechs Mo-
nate dauern, für den Personalrat ein Mit-
bestimmungsrecht angenommen. 

3. Zwischenergebnis

So wünschenswert eine Aufwertung der Be-
teiligungsrechte des Richterrats bei Abord-
nungen wäre, sie müsste durch den Gesetz-
geber durchgesetzt werden. Nach geltender 
Rechtslage hat der Richterrat „nur“ ein Mit-
wirkungsrecht bei Abordnungen. 

IV. Was bedeutet „Mitwirkung“ des Richter-
rats? 

Damit schließt sich die Frage an, was unter 
dem Begriff der „Mitwirkung“ zu verstehen 
ist. Recht deutlich lässt sich zunächst sagen, 
dass hiermit ein aus mehreren Abschnitten 
bestehendes Verfahren beschrieben wird. In 
einer die Entscheidung des Richterrats vorbe-
reitenden ersten Phase stehen dem Richter-
rat gewisse Informations- und Einsichtsrech-
te zu. Zudem ist die geplante Abordnung 
mit dem Richterrat zu erörtern. Die folgende 
zweite Phase begründet dann eine wichtige 

3) Beck/Tiefmann, Die Aufgaben und Beteiligungsrech-

te des Richterrats, Grundriss und Stichwortkatalog 

für Mitglieder der örtlichen Richterräte und des Be-

zirksrichterrats, 2008 (nicht veröffentlicht), S. 74f., 

anders dagegen S. 19.

4) Möglicherweise bezieht sich die genannte Argu-

mentation auf Gesetzgebungsvorhaben, die (noch) 

nicht realisiert worden sind.

5) Sogar noch weiter gehend: Nomos-Erläuterungen 

zum Deutschen Bundesrecht, DRiG-Staats, Einlei-

tung Rz. 6-9; Schmidt-Räntsch, DRiG, 6.A., 2009, 

§ 37 Rz. 2.
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Weichenstellung für das gesamte Verfahren. In 
ihr muss sich der Richterrat binnen einer be-
stimmten Frist entscheiden, ob er Einwendun-
gen gegen die Vorschläge der Behördenleitung 
vorbringen will. Erhebt er keine Einwendun-
gen, wird die geplante Abordnung wirksam. 
Erhebt er dagegen Einwände, hat die Behör-
denleitung in einer dritten Phase Gelegenheit, 
den Einwänden des Richterrats abzuhelfen. 
Macht sie hiervon keinen Gebrauch, kann der 
Richterrat in einer vierten Phase das sog. Stu-
fenverfahren einleiten. An diesem Verfahren 
ist der örtliche Richterrat dann nicht mehr be-
teiligt. 

1. Anwendbarkeit von HPersVG oder DRiG

Wie das Verfahren aber im Detail auszugestal-
ten ist, bereitet gewisse Schwierigkeiten. Lei-
der definiert das HRiG in § 36 Abs. 2 HRiG den 
Begriff der „Mitwirkung“ nicht, sondern setzt 
ihn voraus. Es bestehen zwei Möglichkeiten, 

den Begriff auszufüllen. Man kann einerseits 
(§ 2 HRiG) auf das Regelungsgefüge des DRiG 
zurückgreifen. Dies würde über § 52 DRiG zur 
Anwendbarkeit des §  72 BPersVG führen. Die 
zweite Möglichkeit besteht darin, den Begriff 
anhand des Verweises gem. § 25 Abs. 2 HRiG 
aus dem HPersVG (insb. § 72 HPersVG) heraus 
zu bestimmen. 

Die Entscheidung der Frage hat nicht unerhebli-
che Konsequenzen, denn die erwähnten Regel-
kreise weichen nicht unerheblich voneinander 
ab (vgl. folgende Tabelle). Der gewichtigste Un-
terschied dürfte darin liegen, dass bei Rückgriff 
auf das DRiG die Einleitung des Stufenverfahrens 
durch den Richterrat eine Art Suspensivwirkung 
hätte. Bedenkt man, wie kurzfristig sich Abord-
nungsfragen stellen können, würde dies die 
Stellung des Richterrats signifikant aufwerten. 

Im Ergebnis dürfte sich ein Rückgriff auf das 
DRiG jedoch verbieten. Zwar enthält das HRiG 
- wie erwähnt - keine klare Begriffsbestim-
mung und auch die Gesetzgebungsmateriali-
en sind nicht aussagekräftig.6 Jedoch erklärt 
§ 25 Abs. 2 HRiG zur Beschreibung der Stellung 
des Richterrats das HPersVG für anwendbar. 
Dies dürfte gegenüber der ja auch nur auf die 
„Rechtsverhältnisse“ der Richter abstellenden 
Regelung des § 2 HRiG die speziellere Vorschrift 
sein. Bei § 25 Abs. 2 HRiG handelt es sich um 
eine Bestimmung, die bereits in § 25 Abs. 2 a.F. 
(1962) enthalten war und die man bei Einfüh-
rung des „Mitwirkungsrechts“ nicht änderte. 
Dass dies aber kein Versehen, sondern eine 
ganz bewusste Entscheidung des Gesetzge-
bers war, wird an § 25 Abs. 3 HRiG deutlich. 
Diese Norm beschrieb in § 25 Abs. 3 HRiG a.F. 
(1962) die Stellung des Präsidialrats nämlich 
noch durch ausschließlichen Verweis auf das 
HPersVG. Mit der Novelle von 1991 wurde dies 
jedoch durch teilweise Bezugnahme auf das 
DRiG ergänzt. Das belegt aber: Hätte der Ge-
setzgeber 1991 den Begriff der „Mitwirkung“ 
des Richterrats aus dem DRiG heraus verste-
hen wollen, hätte man – wie beim Präsidialrat 

DRiG / BPersVG HPersVG

Phase 1 Informations- und Einsichts-
recht in Unterlagen, § 68 
Abs. 2 BPersVG

Informations- und Einsichts-
recht in Unterlagen, § 62 Abs. 
2 S. 1-2 HPersVG 

 „Bewerbungsunterlagen“, 
§ 62 Abs. 2 S. 3 HPersVG 

Beteiligungsrecht an „Prü-
fungen“, § 62 Abs. 3 HPersVG

 Phase 2

Keine 
Einwände

Einwände 
des Richter-
rats 

 

  

Einwendungsfrist: 10 Tage, 
§ 72 Abs. 2 Satz 1 BPersVG

Einwendungsfrist: 2 Wochen, 
§ 72 Abs. 2 Satz 1 HPersVG

1.) Schri� formerfordernis, 
§ 72 Abs. 2 Satz 2 BPersVG 

2.) Anhörung betro� ener 
Kollegen, §§ 72 Abs. 2 Satz 3, 
69 Abs, 2 Satz 6 BPersVG

1.) Kein Formerfordernis, 
§ 72 Abs. 2 Satz 2 HPersVG

2.) Keine Anhörungsp� icht, 
§ 72 Abs. 2 Satz 2 HPersVG

Phase 3 Keine Frist für Dienststelle, 
§ 72 Abs. 3 BPersVG

Frist von einem Monat für 
Dienststelle, § 72 Abs. 3 
HPersVG

Phase 4 1.) Einleitungsfrist: 3 
Arbeitstage, § 72 Abs. 4 Satz 
1 BPersVG

2.) Abschri�  des Antrags an 
Dienststelle, § 72 Abs. 4 Satz 
4 BPersVG

3.) Suspensivwirkung, §§ 72 
Abs. 5, 4 BPersVG

1.) Einleitungsfrist: 2 Wo-
chen, § 72 Abs. 5 Satz 1 
HPersVG

2.) Keine Benachrichtigungs-
erfordernisse, § 72 Abs. 5 
HPersVG 

3.) Keine Suspensivwirkung, 
§ 72 Abs. 5 HPersVG 6) Hessischer Landtag, DS 12/5995 vom 25. 1. 1990.
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9) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 288 m.w.N.

10) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 300 m.w.N.

11) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 297 m.w.N.

12) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 374 m.w.N.

13) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 374 m.w.N.

14) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 374 m.w.N.

15) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 384, 391.

geschehen – eine entsprechende Bezugnahme 
auf das DRiG erwarten dürfen. Der Begriff der 
„Mitwirkung“ ist damit in seinen Details aus 
dem HPersVG heraus zu verstehen. 

2. Beschreibung des Verfahrens und Detailfra-
gen

Damit gestaltet sich die Beteiligung des Richter-
rats bei Abordnungen im Einzelnen wie folgt. 

a.) Phase 1 - Vorbereitung & Erörterung  

Der erste Abschnitt des Verfahrens zielt auf 
eine rechtzeitige und eingehende Erörterung 
der Abordnung mit dem Richterrat, § 72 Abs. 1 
HPersVG. Um diesen Prozess zu straffen, sieht 
das Gesetz vorbereitende Informations- und 
Einsichtsrechte des Richterrats vor. 

aa.) Informations- und Einsichtsrechte in der 
Vorbereitungsphase

Der Richterrat ist bereits im Vorfeld rechtzeitig 
über die geplante Abordnung zu informieren, 
§ 62 Abs. 2 Satz 1 HPersVG. Hierfür sind ihm die 
„erforderlichen Unterlagen“ unaufgefordert7 
vorzulegen, § 62 Abs. 2 Satz 2 HPersVG. In Per-
sonalangelegenheiten - hierzu zählen grund-
sätzlich auch Abordnungen, vgl. § 77 HPersVG 
- sind hiervon auch „Bewerbungsunterlagen“ 
umfasst. 

(1.) Umfang der Informations- und Einsichts-
rechte

Die Informationsrechte des Richterrats werden 
im Grundsatz recht weit gefasst. Bereits das 
allgemeine Informationsrecht des § 62 Abs. 2 
Satz 1 HPersVG gibt nicht nur einen Anspruch 
auf Überblicks- und Detailinformationen, son-
dern auch auf die erforderlichen Hintergrund-
informationen.8 Die Rspr. spricht teils von ei-

nem „vollen und extensiv zu handhabenden 
Informationsfluss“.9 Jedoch gilt dieses Infor-
mationsrecht nicht unbeschränkt. Zwar steht 
wohl nicht per se das DatenschutzG entge-
gen,10 wohl aber schützenswerte Rechte 
Dritter.11 Die Grenzziehung der Informations-
rechte kann deswegen im Einzelfall Schwie-
rigkeiten bereiten. Gesichert bestehen damit 
Informationsrechte hinsichtlich der aktuellen 
Beförderungssituation.12 Dies beinhaltet wohl 
auch einen Anspruch gem. § 62 Abs. 2 Satz 2 
HPersVG auf eine aktuelle und namentliche 
Aufstellung der Bewerber, die auch die jewei-
ligen Eintrittsdaten der Kollegen enthält.13 
Beurteilungsnoten muss diese Aufstellung 
jedoch nicht enthalten.14 Der Umfang der im 
Einzelnen benötigten Informationen dürfte 
im Übrigen sehr stark vom jeweiligen Einzel-
fall abhängen (vgl. unten 2.b.cc.). 

Ob der Richterrat jedoch darüber hinaus die 
Einsicht in weitere Unterlagen verlangen 
kann, welche die Bewerber zur Begründung 
ihres Abordnungswunsches einreichen, er-
scheint zweifelhaft. Zwar soll gem. § 62 Abs. 
2 Satz 3 HPersVG auch ein Anspruch auf Ein-
sicht in „Bewerbungsunterlagen“ bestehen. 
Schon die gängigen Definitionen des Begriffs 
„Bewerbungsunterlagen“ lassen hier jedoch 
Zweifel aufkommen15. Hinzu kommt: Das 
Informationsrecht nach §  62 Abs. 2 Satz 3 
HPersVG ist originär auf die Absicherung 
der Mitwirkungsrechte des Personalrats bei 

7) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 285.

8) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 287f. m.w.N.
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Einstellungen und Beförderungen nach § 77 
Abs. 1 Ziffer 1 lit a) und b), Ziffer 2 lit. a) 
und b) HPersVG zugeschnitten. Gerade an 
diesen Aufgabenbereichen, für die regelmä-
ßig „Bewerbungen“ erstellt werden, ist aber 
der Richterrat nicht zu beteiligen, vgl. § 46 
HRiG. Wenn jedoch der Richterrat - anders 
als der Personalrat - an den jeweiligen Ein-
stellungen und Beförderungen der richterli-
chen Kollegen nicht zu beteiligen ist, dürfte 
dies auch seine vorbereitenden Informati-
onsrechte limitieren. Tendenziell gegen ein 
Einsichtsrecht in entsprechende Unterla-
gen dürften auch § 62 Abs. 2 Satz 4 und 5 
HPersVG sprechen. Mögen auch § 62 Abs. 2 
Satz 4 und 5 HPersVG nicht in jedem Fall 
das Informationsrecht nach § 62 Abs. 2 Satz 
3 HPersVG aufheben16, so ist doch diesen 
Vorschriften eine klare Tendenz zu entneh-
men: Nach ihnen darf der Richterrat ohne 
Einverständnis bzw. Antrag der betroffenen 
Kollegen weder Personalakten noch dienst-
liche Beurteilungen einsehen. Der Richterrat 
sollte deswegen nicht ohne ausdrückliches 
Einverständnis die Einsichtnahme in die von 
Kollegen eingereichten Bewerbungsunterla-
gen verlangen. Letztlich ist nicht absehbar, 
ob Kollegen in ihren Bewerbungen sensible 
Daten nennen oder sogar nennen müssen 
(Sicherheitsüberprüfungen etc.), die gegen-
über dem Informationsrecht des Richterrats 
vorrangig sind. 

(2.) Zeitpunkt der Information

Die unter (1.) erörterten Informationen sind 
dem Richterrat „rechtzeitig“ zur Verfügung 
zu stellen, § 62 Abs. 1 Satz 1 HPersVG. Sie 
sollen so früh vorliegen, dass der Richterrat 
seine gesetzlichen Aufgaben erfüllen kann 
und nicht vor vollendete Tatsachen gestellt 
wird. Maßstab ist das konkrete Beteili-
gungsrecht17. Hieraus ergibt sich ein recht 

weitreichender zeitlicher Vorlauf. Die in 
§ 72 HPersVG vorgesehenen Fristen zusam-
mengerechnet, ergibt sich ein einzuhalten-
der Mindestzeitraum von drei Monaten bis 
zum Abschluss des Stufenverfahrens. Mehr 
als einen Richtwert wird man hierin jedoch 
nicht sehen können. Personalbedarf kann 
naturgemäß sehr kurzfristig entstehen, so-
dass letztlich die Umstände des Einzelfalls 
die Frage der „Rechtzeitigkeit“ bestimmen 
dürften. 

bb.) Keine Beteiligung an dienstlichen Beur-
teilungen 

Zwar sieht §§  25 Abs. 2 HRiG, 62 Abs. 3 
HPersVG auch eine Beteiligung des Richter-
rats an „Prüfungen“ vor, die eine Dienst-
stelle von den Beschäftigen ihres Bereichs 
abnimmt. Dienstliche Beurteilungen fallen 
jedoch wohl bereits nicht unter den Begriff 
der „Prüfung“18. Selbst wenn man sich dem 
nicht anschließt, kommt eine Beteiligung 
des Richterrats an den üblichen vorberei-
tenden Überhörungen einer dienstlichen 
Beurteilung gem. § 62 Abs. 3 Satz 3 HPersVG 
nicht in Betracht: Denn die Erstellung ent-
sprechender Anlassbeurteilungen ist durch 
gesonderte Rechtsvorschrift geregelt19.

 b.) Phase 2 - Entscheidung über Einwen-
dungen   

Der weitere Ablauf des Verfahrens hängt 
von der Reaktion des Richterrats auf den 
Abordnungsvorschlag der Behördenleitung 
ab. Der Richterrat hat die Möglichkeit, kei-
ne Einwendungen zu erheben. In diesem 
Fall gilt die Abordnung nach Fristablauf als 
genehmigt. Der Richterrat muss also nicht 
ausdrücklich einem Abordnungsvorschlag 
zustimmen, damit die avisierte Abordnung 

16) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 390.

17) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 309.

18) v.Roetteker/Rothländer-Dobler, Hessisches Bediens-

tetenrecht, § 62 HPersVG Rz. 422, 442.

19) RdErl. des HMdJ v. 19. 4. 2012, Dienstliche Beurtei-

lung der Richterinnen und Richter, Staatsanwältin-

nen und Staatsanwälte, JMBI. 2012, S. 196
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wirksam wird. Er hat also auch die Möglich-
keit, sich „neutral“ zu verhalten. Dies kann 
nahe liegen, wenn mehrere gleichermaßen 
geeignete Bewerber im Raum stehen. Eilt 
die Sache und hat der Richterrat keine Be-
denken, sollte der Richterrat sich in diesem 
Sinne ausdrücklich gegenüber der Behör-
denleitung erklären. Ansonsten muss sei-
tens der Behördenleitung bis zur Wirksam-
keit der Abordnung die Frist des § 72 Abs. 
2 Satz 1 HPersVG abgewartet werden, was 
zu unnötigen Verzögerungen führt. Will der 
Richterrat Einwendungen erheben, muss er 
dies binnen zwei Wochen nach der Erörte-
rung tun, § 72 Abs. 2 Satz 1 HPersVG. Eine 
besondere Form sieht das Gesetz hierfür - 
jenseits der Verpflichtung zur Fertigung ei-
ner Niederschrift (vgl. bb.) - nicht vor. 

aa.) Anhörung betroffener Kollegen

Eine Verpflichtung zur Anhörung der Kol-
legen, welche von derartigen Einwendun-
gen nachteilig betroffen werden, trifft den 
Richterrat nach dem HPersVG nicht. Zulässig 
dürfte eine solche Anhörung jedoch sein. 
Zwar hat das HPersVG die entsprechen-
de Bestimmung der §§ 72 Abs. 2 Satz 3, 69 
Abs, 2 Satz 6 BPersVG nicht übernommen. 
Auch sieht das HPersVG in den §§ 60 Abs. 4, 
62 Abs. 2, 72 Abs. 1 HPersVG im Grundsatz 
vor, dass der Richterrat seine Informatio-
nen durch die Behördenleitung erhält. Ein 
umfassendes Recht zur Selbstinformation 
des Richterrats sieht das hessische Perso-
nalvertretungsrecht nicht vor. Gleichwohl 
billigt das HPersVG dem Richterrat auch In-
strumente eigener Informationsbeschaffung 
zu. So gibt § 41 HPersVG die Möglichkeit zur 
Einrichtung von Sprechstunden und §§  44 
ff. HPersVG die Option zur Einberufung von 
Richterversammlungen. Zudem kann der 
Richterrat zu seinen Sitzungen Sachverstän-
dige beiziehen, § 31 Abs. 4 Satz 3 HPersVG. 
Da man diese Instrumente wohl nicht als 
abschließende Regelung begreifen kann, ist 
der Umfang eigener Informationsrechte der 
Personalvertretungen immer im Einzelfall 

vor dem Hintergrund ihres gesetzlichen Auf-
trags und der jeweils zu erfüllenden Aufga-
be zu beurteilen. Dies sollte, freilich immer 
unter Wahrung der Friedenspflicht im kon-
kreten Fall, zur Zulässigkeit derartiger Anhö-
rungen bei einem entsprechenden Bedürf-
nis führen. Die Auffassung der betroffenen 
Kollegen kann von zentraler Bedeutung für 
die Entscheidung des Richterrats sein. 

bb.) Verfahrensrechtliche Vorgaben zum 
Entscheidungsprozess

Die Entscheidung über das Erheben von 
Einwänden (wie auch die Entscheidung zur 
Einleitung des Stufenverfahrens) ergeht 
aufgrund einer Sitzung des Richterrats. Das 
Verfahren wird in §§ 31ff. HPersVG geregelt. 
Die Sitzung wird durch den Richterratsvor-
sitzenden einberufen, der die Tagesord-
nung festsetzt und bei Ladung den Richter-
ratsmitgliedern bekannt gibt, §  31 Abs. 2 
Satz 1-2 HPersVG. Der Termin der Sitzung 
ist dem Dienststellenleiter rechtzeitig mit-
zuteilen, §  32 Satz 3 HPersVG. Eine Anwe-
senheitspflicht bzw. ein Anwesenheitsrecht 
des Dienststellenleiters dürfte jedoch nur 
bei entsprechender Einladung durch den 
Richterratsvorsitzenden bestehen, § 31 Abs. 
4 Satz 1 HPersVG. Zum Termin unter Anga-
be der Tagesordnungspunkte zu laden ist 
in jedem Fall die Schwerbehindertenvertre-
tung, § 31 Abs. 2 Satz 3 HPersVG, da sie ein 
originäres Anwesenheitsrecht hat, § 37 Abs. 
1 HPersVG. Dagegen wird etwaigen Gewerk-
schaftsvertretern gem. § 33 Satz 2 HPersVG 
regelmäßig kein Anwesenheitsrecht zuste-
hen, da die Sitzung die Erörterung schutz-
würdiger personenbezogener Daten ein-
schließt. 

Die Entscheidung des Richterrats erfolgt 
durch einfache Stimmenmehrheit der anwe-
senden Mitglieder, § 34 Abs. 1 Satz 1 HPers-
VG. Beschlussfähigkeit liegt vor, wenn die 
Hälfte der Richterratsmitglieder anwesend 
ist, § 34 Abs. 2 HPersVG. Sind Mitglieder ver-
hindert, ist eine Stellvertretung durch die 
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gewählten Ersatzmitglieder zulässig, §  34 
Abs. 2 Hs. 2 HPersVG. Die anwesenden Mit-
glieder haben sich in eine Anwesenheitslis-
te einzutragen, die dann in Anlage zu der 
zu fertigenden Niederschrift über die Sit-
zung zu nehmen ist, §  38 Abs. 1 HPersVG. 
Die Niederschrift ist durch den Vorsitzenden 
des Richterrats und zumindest ein weite-
res Mitglied zu unterzeichnen, § 38 Abs. 1 
Satz 2 HPersVG. Hat der Dienststellenleiter 
teilgenommen, so ist ihm ebenfalls die Nie-
derschrift zur Unterzeichnung vorzulegen, 
§ 38 Abs. 2 Satz 1 HPersVG. Die Niederschrift 
ist zudem zumindest allen Richterratsmit-
gliedern zu übersenden. Eine teils vertrete-
ne Beschränkung der Übersendung auf die 
teilnehmenden Richterratsmitglieder wider-
spricht dem Wortlaut des Gesetzes. 

cc.) Entscheidungskriterien

Wie sich der Richterrat zu einer geplanten 
Abordnung verhält, entscheidet er in eige-
ner Verantwortung. Die hierbei zu berück-
sichtigenden Kriterien lassen sich schwer-
lich generalisieren. Hier sollen deswegen 
nur einige, bestenfalls typische Gesichts-
punkte hervorgehoben werden. 

(1.) Personalbedarf der Dienststelle

Abordnungen können zu kurz- bis mit-
telfristigen Mehrbelastungen der eigenen 
Dienststelle führen. Dezernatswechsel sind 
erfahrungsgemäß mit einer gewissen Zu-
nahme des Dezernatsbestands verbunden. 
Ist der Dienstherr nicht in der Lage, sofort 
Personalersatz zu stellen, können auf die-
sem Weg noch weiterreichende Belastungen 
entstehen. Diese sind dann regelmäßig un-
ter den an der Dienststelle verbleibenden 
Kollegen zu solidarisieren. Damit führen 
Abordnungen teilweise zu einer Abwägung 
der Gesamtinteressen der Dienststelle mit 
den Interessen des Bewerbers. Um diesen 

komplexen Abwägungsschritt möglichst 
sorgfältig und gewissenhaft durchführen 
zu können, sind vorbereitende Detailinfor-
mationen über die zu erwartenden Mehrbe-
lastungen unerlässliche Voraussetzung der 
Entscheidungsbildung. Sie sollten durch den 
Richterrat in der Vorbereitungsphase einge-
fordert werden. 

Bei der Bewertung dieses Kriteriums bietet 
sich eine Unterscheidung nach der Art der 
Abordnung an. Handelt es sich um eine sog. 
Erprobungsabordnung, ist diese essenzi-
elle Voraussetzung für das berufliche Fort-
kommen des Bewerbers. Sie erfolgt oftmals 
auch im Interesse der Dienststelle selbst, da 
nur durch derartige Abordnungen eine kon-
tinuierliche Besetzung von R2-Stellen mit 
im eigenen Haus schon länger erprobten 
Kollegen gewährleistet werden kann. Bei Er-
probungsabordnungen sollte deswegen der 
Personalbedarf der Dienststelle in der Regel 
einem Abordnungswunsch nicht entgegen 
gehalten werden. Etwas anderes mag bei 
sonstigen Abordnungen im Einzelfall gelten. 
Auch hier sollte der Richterrat Einwendun-
gen jedoch nur in Extremfällen vortragen. 
Schließlich obliegt es grundsätzlich dem 
Dienstherrn, durch Abordnungen entstehen-
de Mehrbelastungen auszugleichen. 

(2.) Weitere Kriterien

Bei der Beurteilung der Abordnungsentschei-
dung sind zudem die Kriterien des Art. 33 
Abs. 2 GG von zentraler Bedeutung. Um die 
Auswahlentscheidung der Behördenleitung 
nachvollziehen zu können, sollte der Richter-
rat hier zumindest größtmögliche Transpa-
renz einfordern. Optimal ist es sicherlich, 
wenn zwischen Richterrat und Behördenlei-
tung im weiteren zeitlichen Vorfeld Rangfol-
gen der einzelnen Abordnungswünsche ver-
einbart werden können. Hierbei können die 
in Art. 33 Abs. 2 GG ja recht breit gefächerten 
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Valenzkriterien – unter Berücksichtigung des 
zu erwartenden Personalbedarfs - präzisiert 
und gewichtet werden. 

c) Phase 3 – Entscheidung der Behördenlei-
tung	  	

Erhebt der Richterrat Einwendungen und 
entspricht die Dienststelle diesen Einwen-
dungen nicht oder nicht in vollem Umfang, 
so muss sie dies dem Richterrat binnen ei-
nes Monats schriftlich mitteilen, § 72 Abs. 3 
HPersVG.

d) Phase 4 – Einleitung Stufenverfahren	

Will der Richterrat gleichwohl seine Einwen-
dungen aufrechterhalten, kann er binnen 
zwei Wochen das sog. Stufenverfahren ein-
leiten. Auch diese Entscheidung ergeht wie-
der aufgrund einer Sitzung des Richterrats. 
Er legt dann die Sache auf dem Dienstweg 
der nächst höheren Dienststelle vor, bei wel-
cher eine Personalvertretung besteht, §  72 
Abs. 5 Satz 1 HPersVG. Das ist regelmäßig 
der Bezirksrichterrat, §  37 Ziffer 2 HRiG. An 
dem weiteren Verfahren ist dann der örtliche 
Richterrat nicht mehr beteiligt. 

V. Fazit

Die Beteiligungsrechte des Richterrats bei 
Abordnungen, die einen Zeitraum von sechs 
Monaten überschreiten, reichen nicht so 
weit wie diejenigen des Personalrats in ver-
gleichbaren Fällen. Dem Richterrat kommt 
lediglich ein „Mitwirkungsrecht“ zu, §  36 
Abs. 2 Ziffer 1 HRiG. Inhaltlich ist dieses 
gem. § 25 Abs. 2 HRiG durch die Bestimmun-
gen des HPersVG, insb. § 72 HPersVG, auszu-
füllen. Eine „Zustimmung“ des Richterrats 
ist deswegen nicht Wirksamkeitsvorausset-
zung einer Abordnung. Der Richterrat kann 
sich auch „neutral“ – etwa bei mehreren po-
tenziell geeigneten Bewerbern – verhalten, 
ohne dass hierdurch den Kollegen Nachteile 
entstehen. Hat der Richterrat Einwände ge-
gen eine geplante Abordnungsentscheidung, 
kann er in letzter Konsequenz die Einleitung 
des sog. Stufenverfahrens beantragen. Hier-
bei sind Fristen zu beachten. An der dann 
folgenden Entscheidung ist er jedoch nicht 
mehr beteiligt.
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Respekt

Für viele unserer Mitbürger ist Respekt wahr-
lich ein Fremdwort. Vielleicht kennen es Fuß-
ballinteressierte: Bei nationalen und interna-
tionalen Spielen haben die Spieler auf ihrem 
linken Trikotärmel einen Aufnäher mit der Lo-
sung „Respect“. Es bedeutet, dass Fußballer 
und ihre Anhänger sich in ihrem Sport mit 
Respekt begegnen sollen, gedacht insbeson-
dere als eine Ansage gegen Rassismus.

Meine Generation ist nach dem Zweiten Welt-
krieg noch auf Respekt getrimmt worden. Zu 
Hause die Eltern und Großeltern, in der Schu-
le die Lehrer. Diese Zeiten haben sich geän-
dert, ein allgemeiner Sprach- und Kulturwan-
del hat sich vollzogen. Das muss man nicht 
begrüßen, man hat es eben zu respektieren. 
Wie steht es aber um den Respekt vor dem 
Gesetz?

Den Deutschen wurde schon früher eine in-
tensive Regelungswut nachgesagt, das hat 
sich bis heute kaum geändert. Dazu kommt 
noch die EU, in Brüssel wird auch gerne gere-
gelt. Aber heute fehlt es in Deutschland ganz 
einfach an Personal, das die Regelungen 
überwacht. Wird die Einhaltung einer Regel 
aus Personal- oder gar aus Gesinnungsgrün-
den nicht überwacht, schwindet der Respekt 
vor der Regel. Man denke an die sträflich 
vernachlässigten Kontrollen unserer Lebens-
mittel. Oder die unterlassenen Betriebsprü-
fungen.

Es wird heute erwartet, dass Überwachun-
gen der Straßenverkehrsregeln angekündigt 
werden („Achtung, Blitzer!“). Es erscheint 
mir persönlich immer wieder aberwitzig, 
dass in der Öffentlichkeit darüber gestrit-
ten wird, warum und wo die Einhaltung von 
Verkehrsregeln überwacht wird. Im Einzelfall 
bestimmt hilfreich, generell aber widersinnig 
sind die Ankündigungen von Verkehrsüber-
wachungen im Verkehrsrundfunk, wenn of-
fensichtlich autofahrende Hörer – hoffentlich 
mit Freisprecheinrichtung – sich bei einem 

Privatsender mit aktuellen „Blitzer-Warnun-
gen“ melden. Es gibt sogar eine Initiative ge-
gen „Blitzerabzocke“. 

Die 5,0%-FDP wollte im heißen Wahlkampf 
zur Landtagswahl 2013 in Hessen Warnschil-
der vor fest installierten Überwachungska-
meras aufstellen. Und die FR (Frankfurter 
Rundschau) vom 11.10.2013 berichtete zum 
bundesweiten Marathon-Blitz-Tag, Justizmi-
nister Jörg-Uwe Hahn (FDP) sieht in den bun-
desweiten Kontrollen einen martialischen 
Auftritt und bezeichnet die Aktion als Volks-
erziehungsgehabe. 

Was hat es zu bedeuten, dass Autofahrer 
in Tempo-30-Zonen durch die Anzeige ihrer 
tatsächlichen Geschwindigkeit an ihre Pflich-
ten erinnert werden? Gewiss ein Beitrag zur 
Verkehrssicherheit. Aber ist der denn nötig, 
wenn bereits das StVO-Zeichen einen ausrei-
chend sichtbaren Hinweis auf das Gebot/Ver-
bot gibt? Sind wir wahrnehmungsschwach? 
Oder sind – zugegeben bisweilen sinnfrei 
– aufgestellte Verkehrsschilder vergleich-
bar mit dem Hut des Gessler, dessen einzig 
sinnfälliger Zweck die öffentliche Erzwingung 
untertänigen Verhaltens ist, mithin also nur 
„zur Prüfung des Gehorsams aufgehangen“, 
wie der Dichter sagt?

Dem Mitbürger müssen Verbote augenschein-
lich erst schmackhaft gemacht werden, um 
eine Befolgung zu erreichen. Dabei ist zu be-
denken, dass es nicht jedermanns Sache ist, 
Hinweisschilder im Straßenverkehr sowie im 
sonstigen Leben zu erkennen, zu lesen und 
zu verstehen. Demgemäß trifft man Unein-
sichtigkeit bei nahezu sämtlichen Bevölke-
rungsschichten. Auch so mancher Akademi-
ker schreckt vor Aggressionen, Beleidigungen 
und Unbotmäßigkeiten gegenüber Strafver-
folgungsbeamten nicht zurück.

Damit komme ich zu dem Themenbereich Re-
spekt vor der Polizei. Inspiriert durch meinen 
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jahrzehntelangen nahezu täglichen berufli-
chen Kontakt zur Polizei und befeuert durch 
den Beitrag „Polizeigewalt“ in der DRiZ 2013, 
324-325, habe ich mich entschlossen, aus 
Sicht eines ehemaligen Beamten der Staats-
anwaltschaft einige Gedanken zu verbalisie-
ren. 

Respekt vor der Polizei ist ein Thema, das 
in den letzten Jahren verstärkt in den Mittel-
punkt der Klagen der betroffenen Berufsver-
tretungen gerückt wurde. Neben den mannig-
faltigen Problemen und Problemchen unserer 
Gesellschaft geht dieses Problem unter. Als 
vor vielen Jahren die Titulierung eines uni-
formierten Polizeibeamten als „Bulle“ üblich 
wurde, eigentlich eine Beleidigung im Sinne 
des §  185 Abs.1 StGB, dachte kaum jemand 
daran, dass diese zunächst als witzig-ironi-
sche Bezeichnung mitverantwortlich für eine 
nicht ungefährliche Respektlosigkeit werden 
konnte. 

Wie sind die angemahnten Gewalt- und Ras-
sismusprobleme in unserer Polizei zu erklä-
ren? Kommen junge Beamtinnen und Beamte 
als Schläger und Rechtsradikale zur Polizei 
oder werden sie durch ihren Dienstalltag ge-
prägt? Welche Reaktion dürfen wir von einem 
Beamten, der angespuckt wird, oder von ei-
ner Beamtin, die als „Bullenfotze“ (das böse 
Wort habe ich zuletzt in einem Tatort-Krimi 
gehört) tituliert wird, erwarten? Oder in dem 
nicht seltenen Fall eines durch die Einnahme 
von verbotenen Stoffen Durchgeknallten, der 
mit einem spitzen Messer auf die Polizei los-
rennt?

Demonstrativen Hass auf die Polizei kennen 
wir von gewaltbereiten und daher vermumm-
ten Demonstranten sowie vielzähligen Ultra-
gruppierungen verschiedener Fußballvereine. 
Sicher sind es nur wenige Krawallmacher; 
aber kaum jemand lehnt sich offen gegen sie 
auf. Kaum jemand macht sich Gedanken dar-
über, wenn geradezu regelmäßig in der Pres-
se zu lesen ist, dass abgestellte Einsatzfahr-
zeuge der Polizei durch Brand zerstört oder 

durch Steine beschädigt werden. Hassen wir 
unsere Ordnungshüter? Können wir den Auf-
stand gegen die Obrigkeit verstehen? 

Vieles kann man als Ausläufer der 68er be-
zeichnen, die ja der Ansicht waren, dass nicht 
der Täter, sondern vielmehr die Gesellschaft 
schuld sei. Die Opfer von Straftaten wurden 
in den Siebzigern gerne vernachlässigt, da 
man mehr Zeit für die Täter brauchte. Ein 
Phänomen der 1960er-Jugend war ein nie zu-
vor gekannter Massenwohlstand, damit ein-
hergehend eine erheblich höhere Bildungs-
rate und somit ein sozialer Aufstieg breiter 
Bevölkerungsschichten. Ganz im Sinne der 
motivationspsychologischen Theorien von 
Kurt Goldstein und Abraham Maslow, welche 
die Tendenz zur Selbstverwirklichung als die 
letzte Triebfeder menschlichen Handelns ver-
stehen, regte dies verstärkt zur Befriedigung 
individueller Bedürfnisse gegenüber alther-
gebrachten gesellschaftlichen Normen an. 

Es fehlt an allen Ecken und Enden: kaum Re-
spekt vor dem Eigentum. Diebe gab es schon 
immer, Betrüger auch. Das waren schwarze 
Schafe der Gesellschaft, die wurden geächtet. 
Heute ist das schon ein bisschen anders.

Wer könnte, wenn er denn wollte, der Res-
pektlosigkeit vor Recht und Gesetz begegnen? 
Die Politik, also Politiker/-innen in vereinter 
Kraft mit gesellschaftlich Verantwortlichen? 
Daran kann man glauben wie an einen Lotto-
gewinn. Das wird wohl nichts werden. Eigent-
lich müsste doch die Justiz die Verantwortung 
übernehmen. Die Strafjustiz wäre ja teilweise 
noch in der Lage, durch einen anklagenden – 
nicht nur einstellenden – Staatsanwalt dem 
Gesetz Geltung zu verschaffen. Es müsste 
aber gelingen, dass die Anklagen in vertret-
baren Zeiträumen durch Gerichte verhandelt 
werden können.

Regeln haben wir genug. Es ist aber beschä-
mend, dass die Politik nicht in der Lage ist, 
die Voraussetzungen und Möglichkeiten zu 
einer vernünftigen Durchsetzung dieser Re-
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geln zu schaffen. Werden wir denn zwangs-
läufig zu einem Polizeistaat, wenn Respekt 
vor den Regeln und eine Kontrolle ihrer 
Einhaltung eingefordert wird? Das kann der 
glauben, der verdachtsunabhängige Kont-
rollen als eine Verletzung seiner Persönlich-
keitsrechte sieht.

Auch ich kenne keine Auflösung des Dilem-
mas. Als junger Staatsanwalt dachte ich, eine 
„brutalstmögliche“ Strafverfolgung käme dem 
Problem des mangelnden Respekts vor dem 
Gesetz bei. Im Alter habe ich begriffen, dass 
das so nicht klappt, weil unser Rechtssystem 
und die darauf beruhende Rechtsprechung 
uns lehren, dass in aller Regel mit Repressio-
nen kein Staat zu machen ist. In unserer ak-
tuellen, sich immer wieder ändernden Gesell-
schaftszusammensetzung finden sich viele 
Gemeinsamkeiten, sogar Solidargemeinschaf-
ten, aber keine gegen Regelverstöße, insbe-
sondere, wenn die einzelnen Regeln von den 
Betreffenden nicht anerkannt werden. 

Am häufigsten sind es allgemeine Verkehrs-
regelungen, die nicht akzeptiert und res-
pektiert werden. Motive sind Egoismus und 
Selbstsucht, weitverbreitet sind auch offe-
ne oder latente Aggressionen gegen andere 
Verkehrsteilnehmer oder schlicht Bequem-
lichkeit. Denn wer bürdet sich schon etwas 
auf, was er auch bequemer haben kann. In 
einem Geschäftswagen sind Verwarnungen 
oft Peanuts. So sehr man auf seine eigenen 
Grundrechte (Persönlichkeitsrechte) bedacht 
ist, die der anderen (Eigentum) scheren Die-
be und Betrüger wenig.

Wen es wirklich interessiert, was denn so 
in unserer Gesellschaft los ist, wie unsere 
Justizkunden ticken, der sollte die privaten 

Fernsehsender bereits am frühen Vormittag 
einschalten: „Familien im Brennpunkt“, „Ver-
klag mich doch!“, „Anwälte im Einsatz“ usw. 
Die Kollegen Hold und Salesch darf man sich 
zwecks Schonung der Nerven aussparen.

Wann haben Sie das letzte Mal den Begriff Ge-
setzestreue benutzt? Vielleicht sogar in einer 
öffentlichen Hauptverhandlung? Wir sollten 
dann und wann hinterfragen, wo wir denn 
stehen. Die uns politisch vorgegaukelten Kri-
minalitätslagebilder könnten trügerisch sein. 
Schicken sie in Mainhattan nur fünf neue 
Staatsanwälte los auf die Suche nach Men-
schenhandel, Korruption, Steuerunehrlichkeit 
und andere Phänomene der Organisierten 
Kriminalität, die Kriminalstatistik wird unge-
ahnte Zuwachsraten erleben. Ob dann unsere 
Dritte Gewalt die ermittelten Anklagevorwür-
fe in den rechtsstaatlich vorgeschriebenen 
Zeiträumen bewältigen kann, wage ich zu 
bezweifeln.     

Abschließend wünsche ich mir und selbst-
verständlich auch Ihnen, geneigte Leserinnen 
und Leser, dass Sie sich niemals in Gefahr be-
geben werden und es immer auch fürderhin 
gelingt, einer solchen, die da drohen mag, 
auszuweichen. Denn die 110 garantiert nicht, 
dass Sie sofort ein Martinshorn zu hören be-
kommen und, wie aus dem Krimi gewohnt, 
Beamte mit gezückten Waffen Ihnen zu Hilfe 
eilen. Denn schon eine Dienstpistole im An-
schlag kann zu einem Ermittlungsverfahren 
wegen Nötigung oder gar wegen eines ver-
suchten Tötungsdelikts führen. Und die jun-
gen Beamten/-innen wissen das. 

Peter Köhler

Oberstaatsanwalt a.D.
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Buchbesprechungen

Böhme/Biela Kraftverkehrs-Haftpflicht-Schä-
den, Handbuch für die Praxis, 25. Auflage 
2013, Verlag: C. F. Müller 

Die 25. Auflage des seit 1954 verlegten gleich-
namigen Handbuchs (damals noch unter der 
Autorenschaft Dr. Becker/Kurt E. Böhme) liegt 
nunmehr vor. Das von Kurt Böhme, der seine 
Autorentätigkeit inzwischen aufgegeben hat, 
viele Jahre fortgeführte Praxisbuch wird nun-
mehr hauptverantwortlich von Anno Biela mit 
Unterstützung von Christian Tomson fortge-
führt.

Bereits der Blick in das Inhaltsverzeichnis 
macht deutlich, dass es sich bei dem Hand-
buch um ein Werk handelt, das bei der Bear-
beitung von Haftpflichtschäden im Kraftver-
kehr auftretenden Rechtsfragen umfassend 
Antwort geben möchte. Ansprüche aus dem 
Straßenverkehrsgesetz, dem BGB, verschiede-
nen Büchern des SGB, der RVO, dem VVG und 
seinen einzelnen Versicherungsbedingungen, 
des Pflichtversicherungsgesetzes wie auch zu 
beachtende Vorschriften der Steuergesetzge-
bung, der ZPO, des RVG und RDGn und selbst 
der EuGVVO finden Beachtung und sind tief-
schürfend und ausführlich nach neuester 
Rechtsprechung (bis März 2013) besprochen 
und ausgearbeitet.

Neben der ausführlichen Darstellung der Haf-
tung des Kraftfahrzeughalters und Kraftfahr-
zeugführers (StVG/BGB) enthält das Handbuch 
Kapitel zu übergegangenen Ansprüchen nach 
§ 116 SGB X, zum Beitragsregress, zum Rück-
griff der Sozialversicherungsträger nach § 110 
SGB VII bzw. § 640 RVO, zur Pfändung von So-
zialleistungen usw. aber auch zu steuerrecht-
lichen sowie verfahrensrechtlichen Fragen in 
der Praxis. Dabei sind auch Ausführungen 
zu Kostenfragen bei der Schadensregulie-
rung und bei besonderen Gerichtsverfahren, 
auch im sozialgerichtlichen Verfahren, nicht 
ausgespart. Im 13. Kapitel über die Regulie-
rung von im Ausland oder mit Ausländern 

eingetretenen Schäden haben sich die Au-
toren bemüht, aktuell und umfassend einen 
Überblick über die wichtigsten Probleme und 
Themenbereiche zu verschaffen (Anspruchs-
grundlagen, Sach- und Personenschäden, 
Rechtsverfolgungskosten). Besonders die Ka-
pitel 16 und 17 beschäftigen sich mit spe-
zifischen versicherungsrechtlichen Fragen 
(Umfang, Obliegenheiten, Pflichtversiche-
rung, Haftungshöchstbeträge, Überschreitung 
der Versicherungssummen u. v. m.).Positiv 
fällt auch Anhang 1 zum Handbuch auf, der 
verschiedene Tabellen bzw. Sterbetafeln be-
züglich Leibrente, Verbindungsrente und Zeit-
rente enthält.

Das Buch ermöglicht durch präzise und über-
sichtliche Darstellung eine schnelle und 
kompetente Fallbearbeitung und ist in je-
dem denkbaren Fall ein hilfreicher Ratgeber 
in der Praxis. Dem insoweit selbst gesetzten 
Anspruch der Autoren wird das Handbuch in 
vollem Umfang gerecht. Die in insgesamt 18 
Kapitel aufgeteilten Texte sind gut struktu-
riert, übersichtlich gestaltet (z. T. durch Her-
vorhebung von Stichwörtern schnell quer zu 
lesen) und mit umfangreichen Literatur- und 
Rechtsprechungsangaben in vielen Fußno-
ten versehen. Es fällt nicht schwer, sich auf 
den insgesamt 511 Seiten (ohne Anhang und 
Stichwortverzeichnis) schnell zurechtzufin-
den und zu den interessierenden Themen 
das Gesuchte aufzufinden. Eine präzise, in-
formative, sachliche und gut verständliche 
Sprache verleiht den jeweiligen Texten noch 
zusätzlich Überzeugungskraft.

Die Zusammenstellung der Themen ermög-
licht es dem Nutzer, ohne vertiefende Re-
cherche in (Hand)-Bücherei und/oder Inter-
net zumindest einen fundierten Einstieg mit 
weiterführenden Literaturangaben zu sämt-
lichen in der Praxis auftauchenden Themen 
im Zusammenhang mit Haftpflichtschäden 
im Kraftverkehr zu finden. Das seit fast 60 
Jahren am Markt bestehende Gesamtkonzept 
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hat sich demnach bis heute bewährt und ist 
durch die Aktualisierung der Themenkomple-
xe im Hinblick auf Rechtsprechung und Ge-
setzgebung mehr als gelungen. Es wird ei-
nen besonderen Platz in meiner juristischen 
Handbibliothek haben.

Kostengesetze, Dr. Dr. Peter Hartmann, Verlag 
C.H. Beck, 43. völlig neu bearbeitete Aufla-
ge 2013, ISBN/EAN 978-3-406-63560-1, 2225 
Seiten, 135 Euro

Das in der 43. Auflage 2013 neu erschienene 
Kommentarwerk „Kostengesetze“ von Peter 
Hartmann verarbeitet umfassend die Ände-
rungen des Kostenrechts durch das Zwei-
te Kostenrechtsmodernisierungsgesetz (2. 
KostRMoG). Neben den in den Vorauflagen 
bereits vorhandenen und in dieser Auflage 
aktualisierten Kommentierungen zum GKG, 
FamGKG, GVKostG, JVEG, KostO und vielen an-
deren Vorschriften mehr, enthält die 43. Auf-
lage die Kommentierung des Gerichts- und 
Notarkostengesetzes (GNotKG), das mit Wir-
kung vom 23. 7. 2013 die alte KostO abgelöst 
hat (eine dem Kommentar beigefügte Syn-
opse erleichtert dem Leser die Orientierung 
im neuen GNotKG). Auch das neue Justiz-
verwaltungskostengesetz (JVKostG), welches 
für die Erhebung von Kosten, Gebühren und 
Auslagen durch Justizbehörden des Bundes 
in Justizverwaltungsangelegenheiten Anwen-
dung findet, ist abgedruckt und einleitend 
kurz kommentiert. Hartmann hat auch ver-
schiedene Gesetzesnovellen in seine Kom-
mentierungen einbezogen, die teilweise erst 
im vierten Jahresquartal 2013 im Bundesrat 
verkündungsreif vorliegen werden.

Insgesamt finden sich ausführliche und um-
fassende Kommentierungen zu Gerichts-
kosten, Rechtsanwaltskosten, Kosten der 
Gerichtsvollzieher und Notare, Kosten regist-
rierter Personen, Kosten ehrenamtlicher Rich-
ter sowie Kosten der Zeugen, Dolmetscher, 

Übersetzer und Sachverständigen. Das als 
Kurzkommentar gehaltene handliche Werk ist 
schwerpunktrelevant aufgebaut und enthält 
umfassende und tiefschürfende Kommentie-
rungen zu allen in der Justiz und Rechtspraxis 
geltenden Kostenregelungen. Die einzelnen 
Kommentierungen sind jeweils durch eine 
vorangestellte Gliederung, durch Stichwort-
Fettdrucke und zum Teil auch durch ergän-
zende ABC-Stichwortreihen gut strukturiert 
und übersichtlich aufgebaut, was ein „Quer-
lesen“ zwecks Suche bestimmter Inhalte er-
leichtert. Die Suche nach Sachthemen wird 
unterstützt durch ein am Ende abgedrucktes 
kurzes Sachverzeichnis. Dort vorangestellt 
finden sich im Schlussanhang Kostentabellen 
und Vergütungsregelungen zu diversen Ge-
setzen und Verordnungen.

Als Adressat dieses umfassenden Kosten-
rechts-Kurzkommentars wendet sich Hart-
mann nicht nur an Richterinnen und Richter, 
sondern auch an Kostenbeamte, Rechts-
pfleger, Bezirksrevisoren, Gerichtsvollzieher 
sowie an Rechtsanwälte Notare und Sach-
verständige. Keine der angesprochenen Be-
rufsgruppen wird in Bezug auf den Inhalt des 
Kurzkommentars etwas vermissen; das Werk 
ist umfassend und vollständig. Selbst der 
Rechtsreferendar findet an verschiedenen 
Stellen kommentierende Ausführungen zu 
Standardproblemen der Ausbildungspraxis.

Mit dem Kommentar „Kostengesetze“ in der 
43. Auflage von Dr. Dr. Peter Hartmann liegt 
dem Leser ein umfassendes und wichtiges 
Kommentarwerk für die Praxis vor, das in 
keiner Handbibliothek der Richterinnen und 
Richter sowie aller praktizierenden Juristen 
fehlen sollte!

Mrugalla, Vorsitzender Richter am Landge-
richt
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Ankündigung

Ämterpatronage in der Justiz?

Wer steuert Auswahl und Aufstieg von Richtern 

und Staatsanwälten?

8. Mai, 18.30 Uhr bis 9. Mai, 15.30 Uhr

Martin-Niemöller-Haus, Arnoldshain

Kooperation: Evangelische Akademie Frankfurt und 

Deutscher Richterbund – Landesverband Hessen

Die Rechtsprechung wird als besonderes Organ der Staatsgewalt im 

Grundgesetz hervorgehoben. Ihre Entscheidungen betreffen die rechts-

suchenden Bürger in Fragen von oft existentieller Bedeutung. Die Aus-

wahl von Richtern und Staatsanwälten für die ihnen anvertraute Auf-

gabe muss sich daher ausschließlich nach ihrer fachlichen Befähigung 

und persönlichen Eignung richten. 

Die Tagung stellt die praktizierten Auswahlverfahren auf den Prüfstand 

mit dem Ziel, bei der verfassungsrechtlich gebotenen Bestenauslese 

sachfremde Entscheidungskriterien – wie Proporzgesichtspunkte und 

(partei-)politische Einstellungen – auszuschließen.
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Beitrittserklärung 
 
Ich erkläre meinen Beitritt zum Deutschen Richterbund – Bund der Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte – Landesverband Hessen 
 
und zur Bezirksgruppe ……………………………........,  mit Wirkung zum .................................. 
 
Name: ..........................................   Vorname: .........................................    geb.: .......................... 
 
Amtsbezeichnung: ...............................................    Dienstort: ................................................. 
 
Richterin/Richter auf Probe bitte Einstellungsdatum angeben: ..……………………………………. 
 
 

Privatanschrift: ...................................................................................................................... 

……………….......................................................................................................................... 

 
................................................................... (Straße) ....................................................... (PLZ, Ort) 
 
…………………………………....................................... (E-Mail-Anschrift) 
 
 .................................... , den  ....................................... 
 
 .................................................................................... (Unterschrift) 
 
In die Übermittlung bzw. Speicherung meiner Anschrift zum Zwecke der Erfassung der Mitglieder 
des Deutschen Richterbundes durch die Bezirksgruppe, den Landesverband und den Bundesver-
band willige ich in entsprechender Anwendung von § 4 a Abs. 3 i.V. § 3 Abs. 9 BDSG ein. 
 
 
......................................., den ............................... Unterschrift: .................................................... 
 

 
Einzugsermächtigung 

 
Name: ........................................................  Vorname: ......................................................... 
 
Ort: ............................................................  Straße: ............................................................ 
 
Ich ermächtige den Deutschen Richterbund, Landesverband Hessen meinen Mitgliedsbeitrag in 
Höhe von derzeit 140,00 € von folgendem Konto bis auf Widerruf abzubuchen: 
 

Konto-Nr.: .................................................  Name des Instituts: ................................................. 

................................................. 

Name des Kontoinhabers: ....................................... Bankleitzahl: ............................................ 
 
Mir ist bekannt, dass über die Möglichkeit hinaus, der Abbuchung binnen 6 Wochen zu widersprechen, der Deutsche 
Richterbund im laufenden Jahr abgebuchte Beträge auf Anforderung erstattet, ohne dass eine Begründung für die 
Anforderung gegeben werden muss. Wenn mein Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht seitens des 
kontoführenden Kreditinstituts keine Verpflichtung zur Einlösung. 
 
 
......................................., den ............................... Unterschrift: .................................................... 
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